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Sehr geehrte Frau Rathe-Hoffmann, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zu oben genannten Drucksachen. Der 

PARITÄTISCHE Gesamtverband beschäftigt sich seit seiner Gründung mit den großen Kern- 

themen Sozialer Arbeit und hier insbesondere auch mit Armut in der Gesellschaft, was sich auch 

in seinem jährlich erscheinenden Armutsbericht widerspiegelt. Dieser weist für 2022 unter  

anderem aus: „Deutlich überdurchschnittlich von Armut betroffen sind Kinder und Jugendliche. 

Mit 21,3 Prozent steigt ihre Armutsquote auf einen noch nie gemessenen traurigen Rekordwert“. 
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Dieses hat durchgreifende Auswirkungen auf nahezu alle Lebensbereiche, schafft Barrieren und 

verhindert gesellschaftliche Teilhabe. Ein erster wichtiger Schritt, Kinderarmut zu bekämpfen ist 

aus unserer Sicht die unbürokratische Bündelung von sämtlichen Unterstützungs-, Teilhabe- und 

Sozialleistungen von Familien aus einer Hand bzw. einer Behörde. Dabei müssen alle in Deutsch-

land lebenden Kinder und Jugendliche als eigenständige Anspruchsberechtigte im Fokus stehen. 

Daher umfasst eine Bündelung auch die anteilige Berücksichtigung von Wohngeld und vergleich-

baren Leistungen. Zu prüfen ist auch, welche Leistungen pauschaliert werden können wie etwa 

Bildungs- und Teilhabegutscheine. Dabei sollte eine Bündelung diskriminierungsfrei sowie barri-

erearm ausgestaltet werden und automatisiert erfolgen, denn die Antragstellung bei verschiede-

nen Ämtern und Behörden ist bislang nicht in jedem Fall geeignet, um die Anspruchsberechtigten 

zu erreichen. Zudem sind sämtliche Maßnahmen und Vorhaben vorab darauf zu prüfen, welche 

Auswirkungen sie auf Schnittstellen zu anderen Rechtskreisen wie Steuerrecht, Bürgergeld,  

Unterhalt/Unterhaltsvorschuss oder auch Integration haben.  

Jede Maßnahme muss eindeutig zur Verbesserung der Lebensqualität der anspruchsberechtig-

ten Kinder und Jugendlichen beitragen. 

 
Ein-Eltern-Familien sind die in der Regel am stärksten benachteiligte Gruppe, bei einer Bünde-

lung von Leistungen darf es auch hier nicht zu einer Benachteiligung kommen. Die Neugestaltung 

muss sich an den Bedarfen von Kindern und Jugendlichen ausrichten, dies gilt gleichermaßen für 

die Ausgestaltung sozialer Infrastruktur, die eine gesellschaftliche Teilhabe von Kindern und  

Jugendlichen erleichtert und verbessert. Hierzu gehört auch die Stärkung von Schulsozialarbeit, 

offenen Angeboten für Kinder und Jugendliche oder Kultur-, Freizeit- und Ferienangeboten. 

 
Die im Koalitionsvertrag der Landesregierung Schleswig-Holstein erwähnte Kinderarmutskonfe-

renz ist für uns ein erster Schritt, verschiedene Akteur*innen miteinander ins Gespräch zu brin-

gen, um gemeinsam weitere Schritte vereinbaren zu können. Bei der Planung halten wir die Ein-

beziehung von Expert*innen in eigener Sache für unverzichtbar, um reale Problemlagen sichtbar 

machen und berücksichtigen zu können. Dies gilt ebenso für den PARITÄTISCHEN SH, der die 

vorhandene Expertise seiner Mitgliedsorganisationen gerne aktiv einbringt.  

 
Wir adressieren seit Jahren nachdrücklich an Politik und Verwaltung, dass der Mangel an Fach-

kräften längst in allen Feldern der Sozialen Arbeit angekommen ist, nicht ausschließlich in  

Kindertagesstätten. Hinzu kommt, dass Fachkräfte unter anderem auch aufgrund von Rahmen-

bedingungen oder nicht auskömmlich refinanzierten Strukturen nicht im System gehalten werden 

können.  
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Die Versorgung von vulnerablen Bevölkerungsgruppen, überwiegend zugleich Zielgruppen der 

Sozialen Arbeit, ist durch den Fachkräftemangel akut gefährdet. Sämtliche Maßnahmen sowie 

Kampagnen sollten daher generell interdisziplinär gedacht und konzeptioniert werden. Es gilt dar-

über hinaus jedoch auch, Arbeits- und Rahmenbedingungen familienfreundlich, attraktiv sowie 

auskömmlich zu gestalten.   

 
Um kommunale Präventionsketten nachhaltig und wirksam zu entwickeln, ist eine multidiszipli-

näre Zusammensetzung unverzichtbar, sinnvoll wäre auch die Bündelung von Informationen für 

Nutzer*innen vor Ort („One -Stop-Shop“). Wir regen jedoch zunächst eine Bestandsaufnahme an, 

um Doppelstrukturen zu vermeiden und da, wo möglich, bestehende Angebote zu erweitern, iden-

tifizierte Lücken so zu schließen.  

 
Auch die europäische Garantie für Kinder hat das Ziel, soziale Ausgrenzung zu verhindern, indem 

Kindern Zugangswege zu relevanten Unterstützungs- und Bildungssystemen ermöglicht werden. 

Neben frühkindlicher Betreuung, Bildung inklusive Mahlzeit, Gesundheitsversorgung, sämtlich 

kostenfrei angeboten, wird angemessener Wohnraum als ein wichtiger Faktor genannt. 

 
In Schleswig-Holstein herrscht insbesondere in Mittel- und Ballungszentren, jedoch auch in vielen 

ländlichen (Küsten- und Ferien-)Regionen Mangel an Wohnraum, insbesondere im Segment der 

örtlichen Mietobergrenze. Der Mangel trifft einkommensschwache Familie in besonderem Maße, 

da diese bereits einen Großteil des ohnehin geringen Einkommens für Miete und Mietnebenkos-

ten aufwenden müssen. Infolgedessen leben Familien oft in zu kleinen Wohnungen, weil neben 

der stagnierenden Fluktuation auf dem Wohnungsmarkt der Umzug in eine größere Wohnung 

finanziell nicht leistbar ist. In den vergangenen Jahren und Jahrzehnten sind kommunale Woh-

nungsbaugesellschaften veräußert worden und tausende Sozialwohnungen aus der Preisbin-

dung gefallen. Wohnen als Gut der Daseinsvorsorge ist zum frei gehandelten, renditeträchtigen 

Marktgut geworden, das sich jeder Regulierung entzieht. Ebenfalls mit gravierenden Auswirkun-

gen auf die Lebensrealität von Kindern, die in einkommensschwachen Familien aufwachsen. 

Hinzu kommt, dass Bauvorhaben aufgrund von Inflation und gestiegenen Rohstoffpreisen, aber 

auch durch den Fachkraftmangel gestoppt bzw. verschoben werden. Es bedarf gemeinsam und 

ganzheitlich entwickelter Strategien ebenso wie beispielsweise der Entwicklung hin zu einer ge-

meinwohlorientierten Bodenpolitik oder eines landesweiten Bodenfonds und kommunaler  

Vorkaufsrechte.  

 
Die im vorliegenden Antrag ausgeführten Anregungen und Vorhaben begrüßen wir. Der PARI-

TÄTISCHE SH steht bei der Entwicklung von Ideen und der Ausgestaltung von Maßnahmen  
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gerne als verlässlicher Partner der Landesregierung flankierend zur Seite, um die soziale und 

inklusive Dimension zum Wohle der Nutzer*innen einbringen zu können. Der PARITÄTISCHE ist 

Teil des Bündnisses zur Kindergrundsicherung, daher verweisen wir auf das beigefügte Positi-

onspapier des Bündnis Kindergrundsicherung sowie die Empfehlungen des Deutschen Vereins 

für Fürsorge e.V. zur Ausgestaltung der Kindergrundsicherung und unterstützen darüber hinaus 

die Stellungnahme der LAG der freien Wohlfahrtsverbände Schleswig-Holstein. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Michael Saitner 

Geschäftsführender Vorstand 
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Kindergrundsicherung weiterdenken –  

Von der Kindergrundsicherung zur Grundsicherung bis in den Beruf 

Ein gemeinsames Diskussionspapier von  

Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG und Deutscher Bundesjugendring 

Eine neue Grundsicherung für junge Menschen 

Im Koalitionsvertrag für die 20. Legislaturperiode auf Bundesebene ist vereinbart, dass in den 

kommenden Jahren eine Kindergrundsicherung entwickelt und umgesetzt wird. Ebenso soll das 

BAföG reformiert und mit der Kindergrundsicherung verzahnt werden. Wir begrüßen dies sehr und 

beteiligen uns intensiv an den konzeptionellen Planungen.1 

Eine der Festlegungen, die bereits getroffen wurden, ist, dass der geplante „Garantiebetrag“ der 

Kindergrundsicherung direkt ausbezahlt werden soll. Ebenso ist geplant, das BAföG 

elternunabhängiger zu gestalten und die Bedarfssätze und Einkommens-Freibeträge zu erhöhen. 2 

Erste Änderungen des BAföG erfolgten 2022 mit der 27. und 28. Novelle. 

Wir, das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG und der Deutsche Bundesjugendring e.V., fordern, dass 

die Systeme der Ausbildungsförderung mit der Kindergrundsicherung hin zu einer neuen 

Grundsicherung für junge Menschen verzahnt werden.  

Mit dem Begriff der „jungen Menschen“ suchen wir dabei von Beginn an den Schulterschluss mit der 

Kinder- und Jugendhilfe, welche als Pendant zur monetären Absicherung die infrastrukturelle 

Begleitung des Aufwachsens und der Verselbstständigung organisiert – wohl wissend, dass die 

Ausbildungsförderung auch älteren Menschen offen steht. Der Begriff „Grundsicherung“ lehnt, wie 

die Kindergrundsicherung auch, an aktuelle sozialrechtliche Konstruktionen an und verweist darauf, 

dass es sich nicht um ein Grundeinkommen, sondern um ein einkommensgeprüftes System handelt. 

Die uns leitende Grundforderung lautet: In unserer Gesellschaft steht jungen Erwachsenen eine 

finanzielle Eigenständigkeit zu! 

Die einkommensabhängige Kindergrundsicherung soll nach Vorstellung des Bündnis 

Kindergrundsicherung als neues Instrument eine Leistung für alle Kinder und Jungen Erwachsene 

darstellen und in Ihrer Höhe armutsfest ausgestaltet sein. Das Bündnis Kindergrundsicherung fordert 

hierzu neben einem Garantiebetrag i. H. v. derzeit 330 € (in 2022) einen armutsfesten Maximalbetrag 

von derzeit 699 € (in 2022)3 sowie eine Zusammenfassung von möglichst vielen sonstigen 

Familienleistungen. Daneben fordert das Bündnis einen möglichst automatisierten Berechnungs- und 

Auszahlungsmechanismus, um eine möglichst hohe Inanspruchnahme zu gewährleisten. So sollen 

bestehende Nichtinanspruchnahmen von Familienleistungen beseitigt werden. 

Auch junge Erwachsene sollten während der Ausbildungsphase, mindestens also bis zum ersten 

berufsqualifizierenden Abschluss, armutsfest abgesichert sein.  

 
1 Stellungnahme des Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG zur Kindergrundsicherung im Koalitionsvertrag von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP von 2021-2025, abrufbar: http://www.kinderarmut-hat-
folgen.de/download/Stellungnahme_BuendnisKGS_KGSimKoa_Vertrag_2022_03_16_FINAL.pdf 
2 KoaVertrag Z 3232 
3 Diese Beträge werden jährlich angepasst und orientieren sich an der Höhe der Kinderfreibeträge im 
Steuerrecht. Aktuelle Beträge siehe http://www.kinderarmut-hat-folgen.de 
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Perspektiven und Fragen: Von der Kindergrundsicherung zur Grundsicherung bis in den Beruf 

Die Verselbstständigung junger Menschen an der Schwelle von der Schul- in die Berufsausbildung 

bzw. das Studium und in den Beruf ist für uns von zentraler Bedeutung. Für die Entwicklung eines 

Grundsicherungskonzepts bis zum Eintritt in den Beruf spielen daher folgende Fragenkomplexe eine 

zentrale Rolle: 

Wie kann es gelingen, in der Förderung Bruchkanten an den Übergängen von Schule in Ausbildung 

und von Ausbildung in Berufstätigkeit, zu vermeiden?  

Eine neue Grundsicherung für junge Menschen muss so lange zur Verfügung stehen, bis ein 

berufsqualifizierender Abschluss und ein Übergang in den Beruf erreicht sind. Dazu gehört für uns, 

Einkommensbegriffe, Zuständigkeiten und Existenzsicherungshöhen zu harmonisieren. 

Bei welchem Alter müssen die Übergänge von der Kindergrundsicherung in eine Grundsicherung für 

junge Menschen sowie von der Grundsicherung für junge Menschen in die weiteren sozialen 

Sicherungssysteme gestaltet werden? 

Die Übergänge von der allgemeinbildenden Schule in die berufliche Bildung sind nicht durch eine 

Lebensaltersgrenze erfassbar, eine Altersgrenze von 18 Jahren ist hier zu ungenau, das 

Durchschnittsalter beim Einstieg in die betriebliche Ausbildung betrug in den letzten Jahren rund 20 

Jahre. Eine Grundsicherung für junge Menschen im Berufseinstieg sollte in Analogie zur heutigen 

Kindergeldleistung eine Obergrenze (wünschenswert wieder 27 Jahre) benennen, aber flexibel 

zwischen Kindergrundsicherung und Grundsicherung für junge Erwachsene verlaufen. Verwerfungen 

mit weiteren sozialen Sicherungssystemen für ältere Erwachsene sind zu vermeiden. 

Wie und bei welchen Entscheidungen sollen junge Menschen beteiligt werden?  

Eine neue Grundsicherung für junge Menschen muss in erster Linie immer die Bedürfnisse von 

jungen Menschen in den Blick nehmen und unter deren Beteiligung (weiter-)entwickelt werden. 

Junge Menschen sind immer zu beteiligen, wenn Entscheidungen sie unmittelbar betreffen.  

Wie werden Chancengleichheit und die gesellschaftliche Teilhabe für alle jungen Menschen als 

zentrale Ziele gesichert?  

Eine neue Grundsicherung für junge Menschen trägt dazu bei, dass die materielle Chancengleichheit 

und gesellschaftliche Teilhabe von jungen Menschen verbessert wird. 

Wie kann es gelingen, Regelungen so zu gestalten, dass junge Menschen diese Möglichkeiten nutzen?  

Eine neue Grundsicherung ist für alle jungen Menschen transparent, verständlich, niedrigschwellig 

und zugänglich gestaltet und steht allen jungen Menschen in Deutschland zur Verfügung.  

Wie können auskömmliche Bedarfe junger Menschen ermittelt und kontinuierlich an die 

gesellschaftlichen Entwicklungen angepasst werden?  

Eine neue Grundsicherung für junge Menschen gewährleistet die soziokulturelle Existenzsicherung 

und berücksichtigt die jeweilige Lebenslage von jungen Menschen. So sind Wohnkostenzuschüsse 

(und weitere Förderungen) mit der Existenzsicherung und damit der neuen Grundsicherung zu 

verknüpfen. Es muss regelmäßig und systematisch ermittelt und überprüft werden, wie hoch der 

notwendige und angemessene Bedarf junger Menschen in der Phase der Ausbildung ist, um die 

eigene Existenz inklusive eines ausreichenden Anteils für die soziale und kulturelle Teilhabe 

abzusichern.  
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Wie kann sichergestellt werden, dass eine Grundsicherung für junge Menschen diejenigen am 

stärksten unterstützt, die diese am meisten brauchen? 

In der Phase der Ausbildung im jungen Erwachsenenalter kommen mehrere Einkommen zusammen, 

die eine auskömmliche Existenzsicherung gewährleisten sollten. Zum einen muss sichergestellt sein, 

dass die neue Grundsicherung für junge Menschen keine angemessene Ausbildungsvergütung 

ersetzt. Zum anderen sollte grundsätzlich den jungen Erwachsenen der Sockelbetrag aus der 

Kindergrundsicherung selbst zustehen. Es gilt genau abzuwägen, inwieweit ggf. vorhandene weitere 

eigene Einkünfte (bspw. aus Unterhaltsleistungen, eigenem Vermögen etc.) Berücksichtigung finden 

sollten.  

Wie können Ausbildungsförderungen (Schüler:innen-BAföG, Studierenden-BAföG, BAB usw.) so 

weiterentwickelt werden, dass sie attraktiver für junge Menschen werden?  

Eine neue Grundsicherung für junge Menschen wirkt auf eine gute und auskömmliche 

Ausbildungsförderung hin, damit die Wahl eines Ausbildungs- oder Studienweges nach Neigung und 

Eignung und nicht nach den finanziellen Ressourcen ermöglicht wird. 

Wie kann dies institutionell und im weiteren Sinne barrierefrei gesichert werden und wer soll dafür 

zuständig sein?  

Eine Grundsicherung für junge Menschen ist erst dann wirksam, wenn sie dort ankommt, wo sie 

gebraucht wird. Dafür müssen Leistungen gebündelt und möglichst automatisiert berechnet und 

ausbezahlt werden. Die leistungsgewährende Stelle muss zudem auch Beratung anbieten. 

 

Wir bieten Ihnen hiermit unsere Expertise an, um gemeinsam die dringend erforderlichen Antworten 

zu geben.  

Als Gesellschaft sind wir es den jungen Menschen in unserem Land schuldig, sie vor Armut zu 

schützen und ihnen bestmögliche Chancen auf ein selbstbestimmtes und erfolgreiches Leben zu 

geben. 
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Anhang:  

Status Quo in der Lebensphase junger Menschen: Zwischen Ausbildung und Verselbstständigung 

Der 15. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung macht deutlich, dass junge Menschen 

zwischen 15 und 27 Jahren vor zentralen Herausforderungen des Aufwachsens und 

Erwachsenwerdens stehen. Im Mittelpunkt stehen dabei die Verselbstständigung, die eigene 

Qualifizierung und Selbstpositionierung. Entscheidend für die Bewältigung dieser Herausforderungen 

sind dabei die eigene Bildungsbiographie und die sozio-ökonomische Herkunft. Beides ist 

miteinander verknüpft. In Deutschland als junger Mensch aus der Armut beziehungsweise 

Armutsgefährdung zu kommen, hängt maßgeblich davon ab, welcher Bildungsweg ermöglicht wird 

und wie man als junger Mensch erfolgreich ins Berufsleben einsteigen kann. Wachsen junge 

Menschen bereits in Armut auf, so wirkt sich dies nicht nur auf den Übergang in den Beruf aus. Auch 

die Möglichkeit, die Welt zu erkunden, verschiedene Wege zu gehen und an Freizeitaktivitäten 

teilzunehmen wird eingegrenzt. Gerade in der Übergangsphase zum Erwachsenwerden müssen von 

Armut betroffene junge Menschen schnell eigenes Geld verdienen und ins Berufsleben einsteigen. 

Genügend Zeit und Geld für eine längere Ausbildung, ein Jahr im Ausland oder ehrenamtliche 

Aktivitäten bleiben oftmals nicht.  

Insgesamt sind 13,4 Millionen Menschen in Deutschland armutsgefährdet. Die am stärksten von 

Armut bedrohte Altersgruppe sind junge Menschen unter 25 Jahren. Ihr Anteil macht mit knapp 3,2 

Millionen Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen fast ein Viertel aller armutsgefährdeten 

Menschen in Deutschland aus. Von dieser Gruppe sind noch einmal etwa 1,2 Millionen Menschen 

zwischen 18 und 24 Jahre (Quelle Monitor Jugendarmut in Deutschland, 2020). 

Die Erkenntnisse machen deutlich: Um Armutskreisläufe und somit die Gefahr, die armen 

Lebenslagen auch als Erwachsener nicht zu überwinden, braucht es in der entscheidenden 

Lebensphase der Verselbständigung von jungen Menschen eine materielle und monetäre 

Absicherung, die den Weg zum Erwachsenwerden und ins Berufsleben ebnet, unabhängig von der 

sozioökonomischen Herkunft. Dabei ist die soziokulturelle Teilhabe beim Aufwachsen von Kindern 

und Jugendlichen zu fördern. Die Kindergrundsicherung leistet hierfür einen wesentlichen Beitrag, 

stößt aber in der Phase der Verselbstständigung an ihre Grenzen. Hier müssen andere Mechanismen 

greifen, um die Existenz von jungen Menschen bis zum Berufseinstieg und zu einem 

existenzsichernden Einkommen abzusichern.  

Ausgehen von der Kritik am aktuellen System des Familienlastenausgleichs sowie der sozial 

ungerechten Ausgestaltung sozio-kultureller Teilhabebedarfe, je nach Einkommen des Haushaltes, in 

dem das Kind/der*die Jugendliche bzw. der*die junge Erwachsene aufwächst, soll mit der 

Kindergrundsicherung das System „vom Kopf auf die Füße“ gestellt und vom Bedarf heraus gedacht 

werden. Konkret sieht das Konzept vor, eine Kindergrundsicherung in Höhe der derzeitigen 

steuerlichen Kinderfreibeträge – 699 Euro – für alle Kinder und Jugendlichen sicherzustellen. Dieser 

Betrag verrechnet sich mit steigendem Einkommen des Haushaltes, in dem das Kind bzw. der*die 

Jugendliche*r lebt, bis auf einen Mindestbetrag von ca. 330 Euro, d.h. in der Höhe der maximalen 

Entlastungswirkung der Freibeträge im Steuerrecht. Rechtsanspruch auf diese Leistung soll beim Kind 

bzw. der*dem Jugendliche*n selbst liegen. Im Gegenzug zur Kindergrundsicherung sind ein weiterer 

steuerlicher Freibetrag, Regelsätze, Kindergeld, Kinderzuschlag oder Wohngeld für Kinder nicht mehr 

nötig. Die Armut von Kindern und Jugendlichen sinkt lt. Berechnungen auf unter 4 Prozent.4 

 
4 S. Konzept des Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG unter www.kinderarmut-hat-folgen.de  

http://www.kinderarmut-hat-folgen.de/
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Aktuell sieht das Konzept des Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG vor, dass die Leistung bis zum 18. 

Lebensjahr bzw. dem Erreichen des Schulabschlusses (wenn dieser später erfolgt) gezahlt wird. Hier 

setzt die neue Grundsicherung für junge Menschen an, die junge Menschen bis zum Erwerb eines 

berufsqualifizierenden Abschlusses und dem Berufseinstieg absichern soll. 
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Stellungnahme  

Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG  

zur Kindergrundsicherung im Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 

FDP von 2021-2025 

Im Koalitionsvertrag für die 20. Legislaturperiode hat sich die Bundesregierung darauf ver-

ständigt mit der Kindergrundsicherung einen Neustart in der Familienförderung zu vollzie-

hen. Auf dieser Basis sollen Familien gestärkt und Kinder aus der Armut geholt werden. Das 

Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG begrüßt dieses Vorhaben ausdrücklich. 

Mit der Kindergrundsicherung steht eine grundlegende Reform an. Damit verbunden ist die 

Chance, bestehende Probleme im Familienlastenausgleich nachhaltig zu beheben und Kin-

derarmut wirkungsvoll zu vermindern. Diese großen und grundlegenden Ziele sollten immer 

handlungsleitend sein.  

Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG setzt sich für eine Kindergrundsicherung ein, die 

ihren Namen auch verdient. Fest steht: Nur wenn die Kindergrundsicherung bestimmte Krite-

rien erfüllt, kann sie ihre Wirkung tatsächlich entfalten. Die konkrete Ausgestaltung wird sich 

daran messen lassen müssen. 

Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG, dem aktuell 18 Mitgliedsorganisationen sowie 

13 wissenschaftliche Unterstützer*innen angehören, hat sich 2021 gemeinsam mit weiteren 

Akteuren (DGB, SoVD, DBJR) auf Grundsätze für eine Kindergrundsicherung verständigt. 

Danach muss die Kindergrundsicherung als eine eigenständige Leistung für jedes Kind aus-

gestaltet werden, sie muss sozial gerecht sein und einfach und unbürokratisch automatisch 

ausgezahlt werden. In der Kindergrundsicherung werden bestehende familienbezogene 

Leistungen gebündelt. Die Basis für die Leistung ist ein neu und realistisch berechnetes 

kindliches Existenzminimum. Flankierend braucht es eine bedarfsdeckende soziale Infra-

struktur für Kinder, Jugendliche und ihre Familien. Nur mit einer ressortübergreifenden Ge-

samtstrategie kann Kinderarmut nachhaltig bekämpft werden.1 

Viele dieser Anforderungen finden sich in den Eckpunkten im Koalitionsvertrag wieder. Dies 

ist ausdrücklich zu begrüßen. Einige wenige Punkte, wie z.B. der Bezug zum steuerlichen 

Kinderfreibetrag, werden zumindest benannt und mit einer (zeitlichen) Perspektive versehen. 

Systematische Bezüge sollten dafür bereits bei der Neuberechnung des kindlichen Existenz-

minimums in dieser Legislatur gelegt werden.  

Das Bündnis besteht seit 2009 und hat in den vergangenen Jahren viele Prozesse rund um 

die Kindergrundsicherung fachlich begleitet und sich an vielen Stellen eingebracht. Mit die-

ser Stellungnahme bewertet das Bündnis das im Koalitionsvertrag verankerte Vorhaben der 

Einführung einer Kindergrundsicherung, gibt Hinweise für die konkretere Ausgestaltung und 

 
1 Darauf weist auch der Ratschlag Kinderarmut hin, der – mitgetragen von 61 Organisationen und 
Einzelpersonen – 2021 dazu vier Grundsätze in einer Gemeinsamen Erklärung #4JahregegenKinder-
armut veröffentlicht hat: https://www.nationale-armutskonferenz.de/wp-content/uplo-
ads/2021/09/01_Ratschlag-Kinderarmut_Gemeinsame-Erklaerung_zur-Bundestagswahl-2021.pdf.  

https://www.nationale-armutskonferenz.de/wp-content/uploads/2021/09/01_Ratschlag-Kinderarmut_Gemeinsame-Erklaerung_zur-Bundestagswahl-2021.pdf
https://www.nationale-armutskonferenz.de/wp-content/uploads/2021/09/01_Ratschlag-Kinderarmut_Gemeinsame-Erklaerung_zur-Bundestagswahl-2021.pdf
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weist auf Vorarbeiten, z.B. aus dem Prozess der Arbeits- und Sozialministerkonferenz oder 

aus verschiedenen Studien und Gutachten, hin.   

Bewertung im Detail 

(1) Die Kindergrundsicherung basiert auf einem neu berechneten kindlichen Existenz-

minimum. 

Die Koalition will mit einer neu einzuführenden Kindergrundsicherung mehr Kinder aus der 

Armut holen und mehr Chancengerechtigkeit schaffen. Dafür sollen Leistungen zusammen-

geführt werden, die ohne bürokratische Hürden direkt bei den Kindern ankommen. Durch 

diese Maßnahmen soll „verdeckte Armut“ reduziert oder verhindert werden, die entsteht, weil 

Leistungsberechtigte ihre Ansprüche nicht geltend machen. Zudem soll das soziokulturelle 

Existenzminimum neu definiert werden. Mit diesen Zielen wird anerkannt, dass die bisherige 

Ermittlung des Existenzminimums sachlich nicht angemessen ist und im Ergebnis zu unzu-

reichenden Leistungen insbesondere in der Grundsicherung führt.  

Das Bündnis begrüßt diese Ziele ausdrücklich. Auf dieser Basis sollten bestehende Defizite 

bei der Ermittlung der kindbezogenen Bedarfe konkret benannt und mit der Etablierung 

neuer Verfahren korrigiert werden. Der Ermittlung der Regelbedarfe für Kinder und Jugendli-

che kommt daher höchste Priorität zu. 

Die aktuelle Bedarfsermittlung erfolgt anhand eines komplizierten statistischen Verfahrens 

(sogenanntes Statistikmodell). Im Rahmen der Einkommens- und Verbrauchsstichproben 

(EVS) werden Verbrauchsausgaben der Haushalte in Deutschland erhoben. Für die Ermitt-

lung der Ausgaben für Kinder wird auf Paarhaushalte mit einem Kind abgestellt. Mit einem 

Verteilungsschüssel werden schließlich die Ausgaben auf die einzelnen Haushaltsmitglieder 

aufgeteilt.  

Dieses Verfahren wirft eine Reihe von Problemen auf:2 

A) Grundsätzlich ist zu hinterfragen, dass den Kindern zugeschriebenen Ausgaben mit 

ihrem Bedarf gleichgesetzt werden, wenn die statistische Ausgangsgruppe selbst 

arm ist oder ihre eigenen Bedarfe nicht decken kann. Unter diesen Umständen repro-

duziert das Statistikmodell lediglich den Mangel der sog. Referenzgruppe. In dem be-

stehenden Ermittlungsverfahren bleibt ungeprüft, inwieweit die Referenzgruppe über-

haupt als Ausgangspunkt der Bedarfsermittlung geeignet ist. Verdeckt Arme, aber 

 
2 Vgl. zu den Kritikpunkten an der Ermittlung der Regelbedarfe in der Grundsicherung u.a.: Andreas 
Aust, Joachim Rock und Greta Schabram 2020: Regelbedarfe 2021. Alternative Berechnungen zur 
Ermittlung der Regelbedarfe in der Grundsicherung. Berlin: Paritätischer Gesamtverband; Becker, I-
rene 2011: Bewertung der Neuregelungen des SGB II, Methodische Gesichtspunkte der Bedarfsbe-
messung vor dem Hintergrund des „Hartz-IV-Urteils“ des Bundesverfassungsgerichts, in: Soziale Si-
cherheit Extra, Sonderheft September 2011; Becker, Irene und Verena Tobsch 2016: Regelbedarfs-
bemessung – methodisch konsistente Berechnungen auf Basis der EVS 2013 unter Berücksichtigung 
von normativen Vorgaben der Diakonie Deutschland. Riedstadt / Berlin; Irene Becker 2020: Verfahren 
nach altem Muster. Das Regelbedarfsermittlungsgesetz 2020, Teile 1 und 2, in: Soziale Sicherheit 9 + 
10. Anne Lenze 2019: Die Ermittlung der Bedarfe von Kindern – Probleme, Herausforderungen, Vor-
schläge. Rechtsgutachten. Hannover: Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung. 
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auch erwerbstätige Leistungsberechtigte mit geringem Einkommen finden sich als 

Haushalte ungerechtfertigter Weise in der Referenzgruppe. Sie müssen ausge-

schlossen werden.  

B) Maßstab der Leistungen für Kinder und Jugendliche sollte nicht ein Leben auf Sozial-

hilfeniveau sein. Sinnvoll ist stattdessen die Orientierung an den Bedingungen und 

die notwendigen finanziellen Mittel für ein „gelingendes Aufwachsen“.3  

C) Die nach den statischen Verfahren ermittelten Ausgaben werden nicht in vollem Um-

fang als regelbedarfsrelevant anerkannt. Zahlreiche Ausgabepositionen werden ge-

strichen, weil sie für ein Leben auf Grundsicherungsniveau nicht angemessen seien. 

Auf diese Abschläge ist bei der Bedarfsermittlung von Kindern und Jugendlichen voll-

ständig zu verzichten. 

D) Zudem ist zu prüfen, ob gesellschaftliche Teilhabe mit dem neu berechneten Exis-

tenzminimum möglich ist. Dafür müssen gute Indikatoren gefunden werden, um die 

sozio-kulturelle Teilhabe von Kindern und Jugendlichen statistisch adäquat erfassen 

zu können. Hierbei sind auch partizipative Verfahren zu unterstützen, d.h. Kinder und 

Jugendlichen selbst sind einzubeziehen.4 

E) Die Ausgabenpositionen müssen stärker auf die Bedarfe von Kindern und Jugendli-

chen ausgerichtet werden. Die Datengrundlage (EVS) muss weiterentwickelt und die 

Verlässlichkeit der erhobenen Daten sowie die Fallzahl der Haushalte mit Kindern in 

der Stichprobe erhöht werden.  

F) Schließlich ist zu klären, welche kindlichen Bedarfe sachgerecht über Geld zu organi-

sieren und welche Bedarfe sinnvollerweise durch die Bereitstellung von Infrastruktur 

zu decken sind. Mehr- und Sonderbedarfe sind darüber hinaus abzudecken. 

 

Konkret ist das Verhältnis von Regelleistungen, Bildungs- und Teilhabepaket sowie Infra-

strukturleistungen zu klären. Das neu ermittelte kindliche Existenzminimum muss auch mo-

netäre Bedarfe für Bildung und Teilhabe einschließen, soweit diese pauschalierbar sind. Mo-

netäre Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets sollten entsprechend in Regelleistun-

gen einbezogen werden. Dieses Vorgehen könnte etwa bei der Teilhabeleistung oder dem 

Schulbedarf aus dem Bildungs- und Teilhabepakt sinnvoll sein. Damit ließe sich auch ge-

währleisten, dass die monetären Leistungen bei den berechtigten Kindern wirklich ankom-

men. Gleichzeitig muss etwa bei der Gewährleistung der Teilhabe besser sichergestellt wer-

den, dass entsprechende Angebote auch vorhanden und erreichbar sind.  

 

Es braucht einen breiten gesellschaftlichen Dialog, wie eine Neuberechnung des Existenz-

minimums konkret ausgestaltet werden soll. Daher fordert das Bündnis eine Expertenkom-

mission, unter Einbeziehung von Wissenschaftler*innen, Vertreter*innen von Sozial- und 

Wohlfahrtsverbänden sowie Gewerkschaften und Betroffenenorganisationen, die grundle-

gende Daten und Studien bewertet, Analysen vornimmt und nachvollziehbare Antworten lie-

fert. Diese Kommission sollte umgehend einberufen werden.  

 
3 Anne Lenze (2019, S. 47ff.) spricht sich daher für eine Orientierung an der gesellschaftlichen Mitte 
aus. 
4 Vgl. dazu auch Bertelsmann-Stiftung 2019: Projekt „Politik vom Kind aus denken“ u.a. mit der Studie 
Children’s World+. Eine Studie zu Bedarfen von Kindern und Jugendlichen in Deutschland, online: 
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/childrens-worlds#detail-content-
6205-3.   

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/childrens-worlds#detail-content-6205-3
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/childrens-worlds#detail-content-6205-3
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Auf der Grundlage des neu ermittelten sozialrechtlichen Bedarfs ist im weiteren Prozess ein 

einheitliches Existenzminimum von Kindern und Jugendlichen in den verschiedenen Rechts-

bereichen (Sozial-, Unterhalts- und Steuerrecht) zu definieren.5 Die Bundesregierung hat 

sich für die kürzere Perspektive gegen eine umfassende Vereinheitlichung entschieden. Das 

steuerrechtliche Existenzminimum für Kinder in Höhe von aktuell 699 Euro bleibt zunächst 

außen vor. Die daraus folgende Ungleichbehandlung der Kinder und Jugendlichen je nach 

dem Einkommen der Eltern bleibt damit - zumindest vorübergehend - erhalten. Die Kinder 

und Jugendlichen in einkommensstarken Familien werden damit im Ergebnis weiterhin stär-

ker gefördert als andere Kinder, die Kindergeld oder in Zukunft den Garantiebetrag erhalten. 

Die Bundesregierung bleibt aufgefordert diese Ungleichbehandlung aufzuheben.  

 (2) Jedes Kind hat einen Anspruch auf die Kindergrundsicherung, sie bündelt eine 

Vielzahl von Leistungen und ist sozial gerecht ausgestaltet.  

Das Bündnis KINGERGRUNDSICHERUNG begrüßt ausdrücklich den grundsätzlichen An-

satz, wonach für den „Neustart der Familienförderung“ bisherige Leistungen zusammenge-

fasst, einfach und automatisiert berechnet und ausgezahlt werden. Die Komplexität der ver-

schiedenen familienbezogenen Leistungen und deren unterschiedliche Anrechnungslogiken 

stehen seit langem in der Kritik. Zudem werden Schnittstellenprobleme produziert, die mitun-

ter zu hohen Transferentzugsraten, Leistungsausschlüssen oder hohen Quoten der Nicht-

Inanspruchnahme führen.6  

Daher geht es im Kern auch um eine sozial gerechte Umgestaltung des Familienlastenaus-

gleichs. Es gilt dabei das System der monetären Familienförderung vom Bedarf des Kindes 

aus zu denken, d.h. es „vom Kopf auf die Füße zu stellen“.  

A) Rechtsanspruch jedes Kindes  

Um mit der Kindergrundsicherung das Kind bzw. den*die Jugendliche*n selbst in den Mittel-

punkt zu stellen, ist die Rechteinhaberschaft beim Kind zu verorten.7 Das diese Vorgehens-

weise sinnvoll und notwendig ist, bestätigt u.a. auch der Deutsche Verein in seinem Papier 

aus 2019.8 Damit kann der Staat dem Aufwachsen von Kindern in öffentlicher Verantwortung 

besser Rechnung tragen und zugleich den Anforderungen der UN-Kinderrechtskonvention 

Genüge tun.  Zudem kann mit diesem Schritt eine wichtige Klarstellung bei den jeweiligen 

 
5 Vgl. dazu: Ott, Notburga, Heinrich Schürmann und Martin Werding (2012): Schnittstellen im Sozial-, 
Steuer- und Unterhaltsrecht. Bochum: Ruhr-Universität, vgl. auch dies. (2020): Rechtliche Schnittstel-
len bei der Einführung einer Kindergrundsicherung. Endbericht im Auftrag des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales NRW (MAGS NRW).  
6 Vgl. Bündnis Kindergrundsicherung 2022: Kinder brauchen mehr! Unser Vorschlag für eine Kinder-
grundsicherung, abrufbar unter www.kinderarmut-hat-folgen.de; Allianz „Eine für alle – Kindergrundsi-
cherung jetzt“ 2021: Gemeinsame Erklärung, abrufbar https://bit.ly/3gVbT8e; Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e.V. 2019: Empfehlungen zur Weiterentwicklung des Systems der mo-
netären Unterstützung von Familien und Kindern, abrufbar https://bit.ly/3rWtKlD.  
7 Vgl. Bündnis Kindergrundsicherung 2022: Kinder brauchen mehr! Unser Vorschlag für eine Kinder-
grundsicherung, abrufbar unter www.kinderarmut-hat-folgen.de.  
8 Vgl. Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 2019: Empfehlungen zur Weiterent-
wicklung des Systems der monetären Unterstützung von Familien und Kindern, abrufbar 
https://bit.ly/3rWtKlD.  

http://www.kinderarmut-hat-folgen.de/
https://bit.ly/3gVbT8e
https://bit.ly/3rWtKlD
http://www.kinderarmut-hat-folgen.de/
https://bit.ly/3rWtKlD
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Anrechnungslogiken bei unterschiedlichen Leistungsansprüchen, etwa wenn ein Kind in ei-

ner Bedarfsgemeinschaft nach SGB II lebt und Unterhalt erhält, der die eigene Existenzsi-

cherung übersteigt, überwunden werden.   

B) Zusammenfassung von Leistungen 

Mit Blick auf das Ziel der Armutsbekämpfung begrüßt das Bündnis das Bekenntnis der Koali-

tionäre, wonach sie: „(...) bisherige finanzielle Unterstützungen – wie Kindergeld, Leistungen 

aus SGB II/XII für Kinder, Teile des Bildungs- und Teilhabepakets, sowie den Kinderzu-

schlag – in einer einfachen, automatisiert berechnet und ausgezahlten Förderleistung bün-

deln“ wollen.  

Aus Sicht des Bündnisses muss diese Aufzählung um weitere Leistungen ergänzt werden:  

1.) Eine umfassende Absicherung gelingt nur dann, wenn auch kindbedingte Anteile an 

den Wohnkosten in der Kindergrundsicherung abgebildet werden. Viele Familien 

werden damit nicht mehr auf nachgelagerte Sozialleistungen angewiesen sein.  

Die Probleme in der Vorrangigkeit-/Nachrangigkeitsprüfung zwischen Wohngeld und 

Kinderzuschlag sorgen aktuell dafür, dass Familien zwischen Ämtern hin- und her 

verwiesen werden und ungerechtfertigte Leistungsausschlüsse entstehen.9 Zudem 

enthalten derzeit sowohl die steuerlichen Kinderfreibeträge als auch, daraus abgelei-

tet, der Kinderzuschlag pauschale kindbedingte Wohnkostenanteile, die so auch in 

die Kindergrundsicherung übertragen werden können. Liegen die tatsächlichen 

Wohnkostenanteile über dieser Pauschale, was angesichts steigender Wohnkosten 

v.a. in den Ballungsräumen oftmals der Fall ist, so kann dieses als Mehrbedarf bei 

der Absicherung elterlicher Wohnkosten Berücksichtigung finden. 

2.) Des Weiteren muss eine Kindergrundsicherung alle Kinder und Jugendlichen erfas-

sen, die in Deutschland aufwachsen. So ist es nach Ansicht des Bündnisses zwin-

gend notwendig, auch die kindbezogenen Leistungen des Asylbewerberleistungsge-

setzes einzubeziehen. 

Weiterhin sind bei der Ausgestaltung zwei Schnittstellen besonders in den Blick zu nehmen: 

3.) Alleinerziehende sind die mit Abstand am stärksten von Armut betroffene Familien-

form. Diese Tatsache ist auch im Hinblick auf die Ausgestaltung der Kindergrundsi-

cherung zwingend zu berücksichtigen. Vor diesem Hintergrund ist das Aufgehen des 

Unterhaltsvorschusses (UVG) in eine Kindergrundsicherung in seiner Folgewirkung 

auf die Armutsgefährdung von Alleinerziehenden-Haushalten kritisch zu überprüfen. 

Mit der Kindergrundsicherung darf es zu keiner Schlechterstellung kommen.  

Ähnliches gilt mit Blick auf den Kindesunterhalt und den hierbei zur Anwendung kom-

menden Anrechnungsmodalitäten. Wie sich dieses Verhältnis zukünftig gestaltet, 

hängt auch davon ab, in welcher Weise das Unterhaltsrecht laut Koalitionsvertrag in 

dieser Legislaturperiode reformiert werden soll. Von besonderer Bedeutung ist dabei 

 
9 BAGFW, DGB, ZFF 2022: Umfrageergebnisse und Lösungsvorschläge: Barrieren für die Inan-
spruchnahme des Kinderzuschlags abbauen, abrufbar unter https://www.bagfw.de/ueber-uns/gre-
mien/sozialkommission-ii/sozialmonitoring.  

https://www.bagfw.de/ueber-uns/gremien/sozialkommission-ii/sozialmonitoring
https://www.bagfw.de/ueber-uns/gremien/sozialkommission-ii/sozialmonitoring
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das grundsätzliche Festhalten an einer Gleichwertigkeit von Bar- und Betreuungsun-

terhalt sowie an einer Berechnung der Kindergrundsicherung, die sich am Einkom-

men des Elternteils orientiert, in dessen Haushalt das Kind seinen Lebensmittelpunkt 

hat. Zur Gestaltung der Schnittstelle zu unterhaltsrechtlichen Regelungen kann aus 

Sicht des Bündnisses auf zahlreiche Vorarbeiten aufgebaut werden.10 Hier bedarf es 

weiterer Prüfung. 

4.) Schließlich bestehen Schnittstellen zu Leistungen der Ausbildungsförderung wie dem 

BaföG oder der Berufsausbildungsbeihilfe (BAB). Das Bündnis begrüßt die Aussage 

im Koalitionsvertrag: „Das BAföG wollen wir reformieren und dabei elternunabhängi-

ger machen. Der elternunabhängige Garantiebetrag im Rahmen der Kindergrundsi-

cherung soll künftig direkt an volljährige Anspruchsberechtigte in Ausbildung und 

Studium ausgezahlt werden.“ Allerdings muss über die Kindergrundsicherung hinaus 

das System der Ausbildungssysteme insgesamt existenzsichernder ausgestaltet und 

darauf hingewirkt werden, dass Ausbildungsvergütungen möglichst auskömmlich 

sind.  

Mit Blick auf das Ziel der sozialen Gerechtigkeit im Familienlastenausgleich hält es das 

Bündnis zudem für geboten, die steuerlichen Kinderfreibeträge – den Freibetrag für das 

sächliche Existenzminimum sowie den Freibetrag für Bildung, Erziehung und Ausbildung 

(BEA) – mit einzubeziehen. Vor diesem Hintergrund begrüßen wir die Aussage im Koaliti-

onsvertrag: „Mit dem Garantiebetrag legen wir in dieser Legislaturperiode die Grundlage für 

unser perspektivisches Ziel, künftig allein durch den Garantiebetrag den verfassungsrechtli-

chen Vorgaben nach Freistellung des kindlichen Existenzminimums bei der Besteuerung 

des Elterneinkommens zu entsprechen.“ Wir bedauern jedoch sehr, dass dieses erst „per-

spektivisch“ geschehen soll und nicht von Beginn an Teil der Reform ist. Verfassungsrechtli-

che Gutachten bestätigen diese Auffassung.11 Systematische Bezüge sollten dafür bereits 

bei der Neuberechnung des kindlichen Existenzminimums in dieser Legislatur gelegt wer-

den. 

C) Einkommensabhängigkeit 

Um die Kindergrundsicherung sozial gerecht auszugestalten, muss sie einkommensabhän-

gig sein. Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG schlägt deshalb vor, dass die maxi-

male Höhe der Leistung mit steigendem Einkommen der Eltern sinkt, bis auf einen Mindest-

betrag, welcher der Höhe der maximalen Entlastungswirkung des aktuellen Kinderfreibe-

trags im Steuerrecht entspricht. Um einen entsprechenden Tarif für die Abschmelzung der 

Leistung zu entwerfen, müssen vier zentrale Kriterien erfüllt sein: Die Kindergrundsicherung 

 
10 Vgl. VAMV 2020: Dokumentation Fachtag Eine Kindergrundsicherung für Alleinerziehende – die 
Schnittstelle zum Unterhaltsrecht ausgestalten, abrufbar https://www.vamv.de/fileadmin/user_up-
load/bund/dokumente/Publikationen/2021/VAMV-Doku_Fachtagung_2020.pdf; Anne Lenze 2021: Al-
leinerziehende weiter unter Druck. Bedarfe, rechtliche Regelungen und Reformansätze. Bertelsmann 
Stiftung; weiter vgl. Ott, Notburga; Schürmann, Heinrich; Werding, Martin 2020: Rechtliche Schnitt-
stellen bei der Einführung einer Kindergrundsicherung, Endbericht i.A. des MAGS NRW, abrufbar 
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-3621.pdf.  
11 Vgl. Wieland, Joachim 2011: Verfassungsfragen der steuerrechtlichen Behandlung von 
Kindesexistenzminimum und Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsbedarf. Rechtsgutachten für 
die Friedrich-Ebert-Stiftung, Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin, abrufbar https://library.fes.de/pdf-fi-
les/do/08842.pdf.  

https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Publikationen/2021/VAMV-Doku_Fachtagung_2020.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Publikationen/2021/VAMV-Doku_Fachtagung_2020.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-3621.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/do/08842.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/do/08842.pdf
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muss arme Familien deutlich besserstellen, mittlere Einkommen nicht schlechter stellen, 

hohe Einkommen nicht weiter als bisher entlasten und Abbruchkanten im Leistungsbezug 

vermeiden. Letzteres ist wichtig, um sicherzustellen, dass Erwerbsarbeit der Eltern in jedem 

Fall zusätzliches Einkommen in die Familien bringt. 

Das Bündnis hat mit Unterstützung des Instituts zur Zukunft der Arbeit (IZA) einen entspre-

chenden Abschmelzverlauf modelliert, der diese Kriterien erfüllt: Er beginnt dort, wo die El-

tern zur eigenen sozialrechtlichen Existenzsicherung in der Lage sind, und verläuft mit einer 

Transferentzugsrate von 40 Prozent bis auf den o.g. Mindestbetrag. Bei einer maximalen 

Höhe der Kindergrundsicherung von 699 Euro pro Monat und Kind, wie es das Bündnis ak-

tuell vorschlägt (dies entspricht der Höhe der aktuellen kindbedingten Freibeträge im Steuer-

recht) liegt dieser „Sockel“ bei ca. 330 Euro.12 Auch weitere Akteur*innen haben ihrerseits 

Abschmelzraten modelliert, dazu gehören der DGB13 oder die Bertelsmann-Stiftung14. Auch 

im Neunten Familienbericht der Bundesregierung15 finden sich hierzu Hinweise. 

Bei der Berücksichtigung von Einkommen soll ein umfassender Einkommensbegriff zu 

Grunde gelegt werden. Neben steuerpflichtigen Einnahmen sollen auch beispielsweise Ar-

beitslosengeld, Renten und zufließender Unterhalt angerechnet werden. Die Kindergrundsi-

cherung soll das soziokulturelle Existenzminimum von Kindern und Jugendlichen decken. 

Wenn Unterhalt für ein Kind geleistet wird, ist ein Teil des kindlichen Bedarfs bereits ge-

deckt. Deshalb wird zufließender Unterhalt beim Höchstbetrag der Kindergrundsicherung an-

gerechnet. Erwerbseinkommen des Kindes soll ebenfalls angerechnet werden. 

Mit Blick auf die besondere finanzielle Herausforderung von Alleinerziehenden-Haushalten 

und die damit einhergehende erhöhte Armutsgefährdung schlagen wir zudem vor, einen aus 

dem aktuellen Sozialrecht abgeleiteten zusätzlichen Freibetrag in Höhe von 150 Euro anzu-

setzen, um den das Abschmelzen der Kindergrundsicherung später beginnt. 

Zudem bedarf es bei Ausgestaltung des Abschmelztarifs eine eingehende Prüfung von 

Schnittstellen, u.a. zum Wohngeldbezug der Eltern.  

Bei allen Überlegungen zu Abschmelzraten und Wirkungen auf die Erwerbsanreize sind aus 

Sicht des Bündnisses Maßnahmen von zentraler Bedeutung, die weit über die Kindergrund-

sicherung hinausreichen. Dazu gehören die Erhöhung des Mindestlohns, die konsequente 

 
12 Vgl. Bündnis Kindergrundsicherung 2021: Zusammenfassung der Kostenschätzung für eine Kinder-
grundsicherung durch Holger Bonin, IZA Bonn, i.A. des Bündnisses Kindergrundsicherung, abrufbar 
unter www.kinderarmut-hat-folgen.de.  
13 Vgl. DGB 2020: Kindergrundsicherung: Geringverdienende unterstützen – soziale Teilhabe für alle 
Kinder ermöglichen!  Arbeitsmarktaktuell Nr. 3, Juli 2020: https://www.dgb.de/downloadcen-
ter/++co++042b0200-9507-11ea-a727-52540088cada.  
14 Vgl. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), Martin Werding und Sebastian Pehle (Ruhr Universität Bochum) 
2019: Das Teilhabegeld für Kinder und Jugendliche: Gestaltungsoptionen und Modellrechnungen, ab-
rufbar https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/das-teilhabegeld-fuer-kin-
der-und-jugendliche. 
15 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2021: Neunter Familienbericht 
Eltern sein in Deutschland – Ansprüche, Anforderungen und Angebote bei wachsender Vielfalt. Abruf-
bar https://www.bmfsfj.de/resource/blob/179392/195baf88f8c3ac7134347d2e19f1cdc0/neunter-famili-
enbericht-bundestagsdrucksache-data.pdf.  

http://www.kinderarmut-hat-folgen.de/
https://www.dgb.de/downloadcenter/++co++042b0200-9507-11ea-a727-52540088cada
https://www.dgb.de/downloadcenter/++co++042b0200-9507-11ea-a727-52540088cada
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/das-teilhabegeld-fuer-kinder-und-jugendliche
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/das-teilhabegeld-fuer-kinder-und-jugendliche
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/179392/195baf88f8c3ac7134347d2e19f1cdc0/neunter-familienbericht-bundestagsdrucksache-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/179392/195baf88f8c3ac7134347d2e19f1cdc0/neunter-familienbericht-bundestagsdrucksache-data.pdf
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Eindämmung der Minijobs sowie die Umgestaltung des Steuersystems hin zu einer Individu-

albesteuerung mit übertragbarem Grundfreibetrag auch bei Ehepaaren. 

(3) Die Kindergrundsicherung wird einfach und automatisch ausgezahlt. 

Laut Koalitionsvertrag soll die Kindergrundsicherung als einfache, automatisiert berechnete 

und ausgezahlte Förderleistung konzipiert werden. Sie soll ohne bürokratische Hürden direkt 

bei den Kindern ankommen. Die automatisierte Auszahlung der Kindergrundsicherung wird 

dabei im Rahmen der Bestrebungen zur Digitalisierung von Staat und Verwaltung priorisiert.  

Das Bündnis begrüßt dieses Vorhaben. In Kombination mit der Bündelung der Leistungen 

trägt die Bundesregierung damit den Lebensrealitäten armutsbetroffener Familien stärker 

Rechnung. Diese sind aktuell hohen Hürden ausgesetzt, um ihnen zustehende Leistungsan-

sprüche auch geltend zu machen. Das ist insbesondere bei existenzsichernden und vorgela-

gerten Antragsleistungen der Fall, die strengen und aufwändigen Antragserfordernissen und 

Bedürftigkeitsprüfungen unterliegen. Scham, Komplexität und fehlendes Wissen über An-

spruchsberechtigung und Zugang führen zu einer hohen Nichtinanspruchnahme von Leis-

tungen, die das soziokulturelle Existenzminimum von Kindern sichern sollen. Das deutet auf 

eine hohe verdeckte Armut hin. 

Um verdeckte Armut zu adressieren, muss bei der Umsetzung der Kindergrundsicherung 

das Kriterium der vollständigen Inanspruchnahme zum Maßstab gemacht werden. Es ist ein 

entscheidendes Qualitätskriterium einer staatlichen Leistung, wenn die Zielgruppe vollstän-

dig erreicht wird. Die Sozialverwaltung muss dafür stärker in die Pflicht genommen und Leis-

tungsberechtigte entlastet werden. Leistungsansprüche sollten möglichst vollständig im Hin-

tergrund geprüft und bereits bei Behörden hinterlegte Informationen zusammengeführt wer-

den. Erfahrungen aus bereits vorhandenen Digitalisierungs- und Automatisierungsprozes-

sen, wie das Projekt „Einfache Leistungen für Familien“ ELFE in Bremen, sollten für die Vor-

bereitung und Umsetzung genutzt werden.16 Mit dem Vorhaben einer automatisierten Prü-

fung und Auszahlung der Kindergrundsicherung besteht ein großes Potential, alle Kinder zu 

erreichen und verdeckte Armut zu beenden.  

Um der Zuständigkeit des Bundes in Verbindung mit der Berechnung und Beratung vor Ort 

Rechnung zu tragen, bieten sich die Familienkassen als Kindergrundsicherungs-Behörde 

an. Zudem verfügen die Familienkassen über Daten zu allen kindergeldberechtigten Kindern 

und Familien, die bei der Umstellung auf eine Kindergrundsicherung von enormer Bedeu-

tung sein werden. 

(4) Bedarfe für Bildung und Teilhabe müssen über Anteile in der Geldleistung als auch 

über Infrastruktur vor Ort abgedeckt werden. 

Geld- und Infrastrukturleistungen des Staates ergänzen einander im Kampf gegen Kinderar-

mut und gesellschaftliche Ausgrenzung. Für ein gutes Aufwachsen brauchen Kinder und Ju-

gendliche beides: eine bedarfsdeckende finanzielle Absicherung und chancengerechte Infra-

 
16 Weitere Informationen zu ELFE finden Sie u.a. hier: https://onlinedienste.bremen.de/Online-
dienste/Service/Entry/ELFE.  

https://onlinedienste.bremen.de/Onlinedienste/Service/Entry/ELFE
https://onlinedienste.bremen.de/Onlinedienste/Service/Entry/ELFE


 

9 
 

strukturangebote im Lebensumfeld. Vor diesem Hintergrund begrüßt das Bündnis den An-

satz im Koalitionsvertrag neben der Einführung einer Kindergrundsicherung infrastrukturelle 

Angebote für Kinder, insbesondere mit Blick auf Bildung und soziale Teilhabe, zu stärken. 

Das Bildungs- und Teilhabepaket steht seit geraumer Zeit in massiver Kritik, da die Leistun-

gen aufgrund hoher bürokratischer Hürden nur bei einem kleinen Teil der anspruchsberech-

tigten Kinder und Jugendliche ankommen und zudem nicht bedarfsdeckend ausgestaltet 

sind. Es ist daher zum einen dringend notwendig die Bedarfe von Kindern und Jugendlichen 

mit Blick auf Bildung und Teilhabe umfassend und realitätsbezogen neu zu ermitteln. Zum 

anderen müssen Zugangshürden abgebaut werden: Leistungen, die pauschalisiert werden 

können, sollten den Kindern über die Kindergrundsicherung als Geldleistung zugutekom-

men. Unregelmäßige Leistungen, solche die bei bestimmten Bedarfslagen auftreten und / 

oder sachlich sinnvoll als Infrastrukturleistung zu organisieren sind, müssen den Kindern 

kosten- und diskriminierungsfrei, im besten Fall an ihren direkten Lebensorten als Sach- 

bzw. Dienstleistung zur Verfügung stehen. Das im Koalitionsvertrag verankerte digitale Kin-

derchancenportal darf dabei nicht zu einem Verschiebebahnhof werden, sondern muss so 

ausgestaltet sein, dass bessere Zugänge und damit eine erhöhte Inanspruchnahme erreicht 

werden.   

Für ein Aufwachsen in öffentlicher Verantwortung von Kindern und Jugendlichen, für gleiche 

Bildungs- und Teilhabechancen ist ein partizipatives und bedarfsdeckendes Bildungssystem 

in allen Bundesländern notwendig, das barrierefreie Übergänge von der Kindertagesbetreu-

ung in das Schulsystem und später in die Berufswelt ermöglicht. Mitzudenken ist jedoch 

auch das weitere Lebensumfeld von Kindern, wie Spielorte und -flächen, Treffpunkte sowie 

qualitativ gute Freizeitangebote. Es sollte zudem die Kinder- und Jugendarbeit, im Zusam-

menspiel mit dem fortschreitenden Ganztagsangebot im Sinne von Bildungslandschaften ge-

stärkt werden.  

Weitergehende Diskussionsansätze um den Anspruch von Kindern auf ein bedarfsdecken-

des Infrastrukturangebot, unabhängig von ihrem Wohnort zu sichern, finden sich auch in 

zahlreichen Studien und Expertisen – so etwa die Forderung nach einem individuellen 

Rechtsanspruch auf Teilhabe von Kindern und Jugendlichen.17 Ausdrücklich befürworten wir 

das grundsätzliche Vorhaben, Investitionen nach Bedarfen zu steuern und einen Fokus auf 

Orte zu legen, in denen besondere Unterstützung notwendig ist.18  

  

 
17 Vgl. Abschlussbericht des BMAS-Zukunftsdialogs „Neue Arbeit - Neue Sicherheit“ oder „Wirksame 
Wege zur Verbesserung der Teilhabe- und Verwirklichungschancen von Kindern aus Familien in pre-
kären Lebenslagen“ von Heinrich-Böll-Stiftung und Deutschem Kinderhilfswerk.  
18 Weitergehende Ansätze bieten hier u.a. die Studie „Eine Stadt – getrennte Welten“ des Wissen-
schaftszentrum Berlin sowie die Begleitstudie zum 6. Armuts- und Reichtumsbericht „Gesellschaftli-
che und regionale Bedeutung von Daseinsvorsorge sowie der Versorgung mit Dienstleistungen und 
Infrastruktur“ des ZEW und der Georg-August-Universität Göttingen. 
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Sofortmaßnahme: Zuschlag bis zur Einführung der Kindergrundsicherung 

Grundsätzlich begrüßt das Bündnis das Vorhaben der Koalitionäre, wonach: „Bis zur tat-

sächlichen Einführung der Kindergrundsicherung (…) von Armut betroffene Kinder, die An-

spruch auf Leistungen gemäß SGB II, SGB XII oder Kinderzuschlag haben, mit einem So-

fortzuschlag (…)“ abgesichert werden sollen. 

Damit wird einerseits anerkannt, dass das aktuelle kindliche Existenzminimum zu niedrig ist 

und es für einen Übergang – bis das Existenzminimum neu berechnet und die Kindergrund-

sicherung eingeführt wird – einen Zuschlag braucht. Aus Sicht des Bündnisses muss dieser 

Sofortzuschlag daher zügig und in substanzieller Höhe, die vom tatsächlichen Bedarf der 

Kinder und Jugendlichen ausgeht, kommen. Er muss allen von Armut betroffenen Kindern 

zusätzlich zur Verfügung stehen. Fehler wie beim Kinderfreizeitbonus sind zu vermeiden. 

Eine systematische Orientierung kann hier die Rücknahme der willkürlichen Streichungen 

beim Kinderregelsatz bieten. Diese belaufen sich im Durchschnitt über alle Altersgruppen 

auf knapp 78 Euro (2022).19 Der aktuell vorgeschlagene Betrag von 20 Euro ab Juli 2022 ist 

dafür aus unserer Sicht nicht ausreichend. Damit der Sofortzuschlag seinem Namen Rech-

nung trägt und kurzfristig Kinderarmut mildert, muss er schnellstmöglich und in ausreichen-

der Höhe eingeführt werden.  

Vorbereitungs- & Umsetzungsprozess bis zur Einführung der Kindergrundsicherung 

Die geplante ressortübergreifende Arbeitsgruppe unter Federführung des BMFSFJ ist vor 

dem Hintergrund der benannten Umsetzungsfragen und Schnittstellen zu begrüßen. Hierfür 

sollte neben den Ländern und Kommunen eine umfassende Beteiligung und Konsultation 

von Wissenschaft, Verbänden sowie von Kindern und Jugendlichen erfolgen. Die im Bündnis 

KINDERGRUNDSICHERUNG zusammengeschlossenen Verbände und Organisationen ha-

ben in den vergangenen zwölf Jahren systematisch fachpolitische Expertise aufgebaut, an-

dere Akteure bei ihrer Positionsfindung beraten und den fachöffentlichen Diskurs über Kin-

derarmut geprägt. Dieses Engagement wird das Bündnis mit ganzer Kraft fortführen und 

steht bei der Umsetzung dieses bedeutenden Reformvorhabens mit seiner Expertise gern 

zur Verfügung.  

 

Berlin, den 16. März 2022  

 
19 Vgl. Grundlage für 2020 war die Berechnungen der Diakonie, die mit der Stellungnahme zum 
RBEG 2020 veröffentlicht wurde Sowie der Fortschreibungsindex aus §7 Fortschreibung der regelbe-
darfsrelevanten Verbrauchsausgaben, RBEG 
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Stellungnahmen_PDF/Diako-
nie_StN_OEffAnhoerung_RBEG_201028.pdf.  
 

https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Stellungnahmen_PDF/Diakonie_StN_OEffAnhoerung_RBEG_201028.pdf
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Stellungnahmen_PDF/Diakonie_StN_OEffAnhoerung_RBEG_201028.pdf
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Vorbemerkung

Das gegenwärtige System monetärer Leistungen für Familien und Kinder steht seit 
vielen Jahren in der Kritik. Dabei werden insbesondere die Vielzahl nebeneinander 
bestehender Leistungen und Systeme sowie die Wirksamkeit bzw. Zielgenauigkeit 
der Leistungen kritisiert. Nach wie vor gilt in Deutschland mehr als jedes fünfte 
Kind/jeder fünfte Jugendliche als armutsgefährdet.1 Der Deutsche Verein hat vor 
diesem Hintergrund zuletzt 2019 Empfehlungen für die Weiterentwicklung des 
Systems monetärer Leistungen für Familien und Kinder verabschiedet und hierin 
Eckpunkte für die Diskussion um eine Kindergrundsicherung formuliert.2

Mit der im aktuellen Koalitionsvertrag3 vereinbarten Einführung einer Kinder-
grundsicherung soll ein Neustart der Familienförderung erfolgen. Hierzu sollen 
bisherige finanzielle Unterstützungen wie Kindergeld, Leistungen aus dem SGB II/
XII für Kinder, Teile des Bildungs- und Teilhabepakets sowie der Kinderzuschlag in 
einer einfachen, automatisiert berechnet und ausgezahlten Förderleistung gebün-
delt werden. Diese neue Leistung soll sich aus einem einkommensunabhängigen 
Garantiebetrag, der für alle Kinder und Jugendliche gleich hoch ist, und einem 
einkommensabhängig gestaffelten Zusatzbetrag zusammensetzen. Ebenso ist die 
Neudefinition des soziokulturellen Existenzminimums für Kinder und Jugendliche 
vereinbart. Auf Bundesebene wurde dieser Prozess mit der Konstituierung einer 
Interministeriellen Arbeitsgruppe begonnen. Zum jetzigen Zeitpunkt liegt kein 
konsentierter Vorschlag der Bundesregierung vor.

Die vorliegenden Empfehlungen sollen als Unterstützung des umfassenden und 
anspruchsvollen Prozesses der Einführung einer Kindergrundsicherung dienen. 
Sie beziehen sich auf den aktuellen Diskussionsstand und richten sich im Hinblick 
auf das bevorstehende Gesetzgebungsverfahren insbesondere an die politisch 
handelnden Akteur/innen in Bund und Ländern.

1. Grundlegendes

Die Einführung einer Kindergrundsicherung bietet nach Ansicht des Deutschen 
Vereins je nach Ausgestaltung die Möglichkeit, Armut bei Kindern effektiver zu 
bekämpfen, ihre Teilhabemöglichkeiten sicherzustellen und Chancengerechtig-
keit zu fördern. Gleichzeitig kann sie dazu beitragen, das System der familienbe-
zogenen Transferleistungen zu vereinfachen. Um diese Ziele zu erreichen, muss 
die neue Leistung so ausgestaltet werden, dass sie möglichst alle anspruchsbe-
rechtigten Familien erreicht, zielgenau wirkt, auf einem transparent und sachge-
recht ermittelten Leistungsniveau basiert, unbürokratisch sowie möglichst ohne 
Schnittstellen funktioniert, bürgernah erbracht und digital umgesetzt wird.

1 Funcke, Antje/Menne, Sarah: Factsheet Kinder- und Jugendarmut in Deutschland, 2023, https://www.
bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/factsheet-kinder-und-jugendarmut-in-
deutschland (21. Juni 2023).

2 Vgl. hierzu Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstüt-
zung von Familien und Kindern vom 11. September 2019, www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfeh-
lungen-stellungnahmen/2019/dv-03-16_schnittstellen-monetaerer-leistungen.pdf (21. Juni 2023).

3 Mehr Fortschritt wagen, Koalitionsvertrag 2021–2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands (SPD), BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und den Freien Demokraten (FDP) vom 7. Dezember 2021, S. 102, 
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-1990800 
(21. Juni 2023).

Ihre Ansprechpartnerin 
im Deutschen Verein: 
Dr. Romy Ahner.

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/factsheet-kinder-und-jugendarmut-in-deutschland
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/factsheet-kinder-und-jugendarmut-in-deutschland
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/factsheet-kinder-und-jugendarmut-in-deutschland
http://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2019/dv-03-16_schnittstellen-monetaerer-leistungen.pdf
http://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2019/dv-03-16_schnittstellen-monetaerer-leistungen.pdf
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-1990800
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Aus der Kindergrundsicherung muss sich ein Mehrwert – sowohl monetär als auch 
organisatorisch – im Vergleich zum Status Quo ergeben. Vor allem ist die Lebens-
lage von Kindern, Jugendlichen und Familien, die von Armut betroffen oder be-
droht sind, zu verbessern.

Eine effektivere und stärkere Unterstützung ist allerdings auch für die Kinder und 
Jugendlichen aus Haushalten mit geringem Einkommen bis hin zur unteren Mittel-
schicht notwendig. Damit geht eine Leistung, die die bestehende Grundsicherung 
für Minderjährige, das Kindergeld, den Kinderzuschlag, Teile des Bildungs- und 
Teilhabepakets und ggf. die kindbedingten Freibeträge bündelt, über die Armuts-
bekämpfung hinaus. Die Kindergrundsicherung wird verschiedene staatliche Leis-
tungen für Familien verändern. Deshalb betrifft eine solche Reform alle Kinder, 
Jugendlichen und Familien in Deutschland. Sie soll Chancen erhöhen bzw. anglei-
chen, Teilhabe ermöglichen sowie für soziale Gerechtigkeit sorgen.

Der Deutsche Verein hält folgende Anforderungen hinsichtlich der konkreten Aus-
gestaltung der Kindergrundsicherung für zentral:

 y Die neue Leistung muss bei allen Kindern und Familien ankommen. Bislang 
wird insbesondere der Kinderzuschlag von vielen Berechtigten nicht in An-
spruch genommen. Zu gewährleisten ist, dass Kinder in materieller Sicherheit 
aufwachsen und am gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Die vielfälti-
gen Familienformen und -modelle sind gleichermaßen und bedarfsgerecht zu 
fördern wie auch Familien in unterschiedlichen Lebensphasen. Dabei ist insbe-
sondere auch die Situation von Alleinerziehenden und deren Kindern in den 
Blick zu nehmen, da diese einen großen Anteil der armen und armutsgefährde-
ten Kinder darstellen.4

 y Für eine effektive und zielgenaue Armutsbekämpfung muss die größte Unter-
stützung diejenigen erreichen, bei denen die geringsten Einkommen vorhan-
den sind. Die Kindergrundsicherung muss hohen Transferentzugsraten entge-
genwirken, die derzeit aufgrund nicht sinnvoll ineinandergreifender monetärer 
Leistungen bestehen. Wechselwirkungen zu fortbestehenden Leistungen sind 
zu berücksichtigen. Transferentzugsraten müssen so ausgestaltet sein, dass 
Erwerbsarbeit sich lohnt.

 y Die Bedarfe von Kindern und Jugendlichen müssen realitätsgerecht erfasst 
werden. Bei der gebotenen Neubemessung der Leistung sind sowohl sächliche, 
altersspezifische Bedarfe als auch die Bedarfe für soziokulturelle Teilhabe ein-
zubeziehen. Der Mindestbedarf für Kinder – das Existenzminimum – soll als 
Grundlage für alle Systeme nachvollziehbar berechnet und grundsätzlich ein-
heitlich definiert werden. Derzeit fehlt es insbesondere an der methodisch 
stringenten Anwendung des bestehenden Verfahrens.

 y Die Bündelung der verschiedenen Leistungen in einer Kindergrundsicherung 
soll dazu beitragen, dass der Zugang für die Familien vereinfacht und der büro-
kratische Aufwand in den zuständigen Behörden abgebaut werden. Bislang 
bestehen zahlreiche Leistungen nebeneinander, die unterschiedliche Voraus-

4 Kinder Alleinerziehender sind überdurchschnittlich häufig von Armut betroffen. Ca. 45 % aller Kinder im 
SGB II-Bezug wachsen bundesweit in Ein-Eltern-Familien auf. S. hierzu Funcke/Menne (Fußn. 1 sowie Len-
ze, Anne: Alleinerziehende weiter unter Druck, 2021, https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikatio-
nen/publikation/did/alleinerziehende-weiter-unter-druck (21. Juni 2023).

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/alleinerziehende-weiter-unter-druck
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/alleinerziehende-weiter-unter-druck
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setzungen aufweisen und komplizierte Schnittstellen haben. Diese Schnittstel-
len gilt es zu verringern bzw. möglichst zu beseitigen.

 y Die zuständigen Stellen müssen flächendeckend präsent und für die Berechtig-
ten erreichbar sein. Nur so kann die Kindergrundsicherung bürgernah erbracht 
werden. Die – auch persönliche – Beratung bleibt unverzichtbar. Kindern und 
ihren Familien sollen die ihnen zustehenden Leistungen möglichst „aus einer 
Hand“ erbracht werden, vielfältige Zuständigkeiten sind für die Zukunft zu ver-
meiden.

 y Durch die digitale Beantragung und eine weitgehend automatisierte und digi-
tale Bearbeitung der Leistungen wird – in der weiteren Umsetzung des Online-
zugangsgesetzes (OZG) – der Zugang vereinfacht.

Eine solche Geldleistung entfaltet ihre Wirkung nur in enger Vernetzung mit be-
reits bestehender und auszubauender Infrastruktur. Von der Kindertagesbetreu-
ung bis hin zu Beratungsstellen, von Freizeiteinrichtungen bis hin zum öffentli-
chen Nahverkehr reichen solche Maßnahmen. Beides – Geldleistung und Infra-
struktur – sind wesentliche Bausteine im notwendigen konsistenten Gesamtkon-
zept der Unterstützung von Familien, Kindern und Jugendlichen. Zugunsten einer 
Seite dürfen keine finanziellen Abstriche auf der anderen Seite gemacht werden. 
Die infrastrukturellen Angebote müssen für alle zugänglich sein, damit sich Mög-
lichkeiten zur soziokulturellen Teilhabe eröffnen. Angebote, die kostenfrei zur 
Verfügung stehen, haben eine besondere Bedeutung. Soweit sich für (alle) Famili-
en an dieser Stelle die Belastungen verringern, werden spiegelbildlich hierfür kei-
ne finanziellen Leistungen benötigt.

Bei der Diskussion um die Ausgestaltung der Kindergrundsicherung sind schließ-
lich die Auswirkungen auf die derzeitige Kostenregelung zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen zu berücksichtigen. Eine Verschiebung der Finanzierungsverant-
wortung zulasten der Länder oder Kommunen muss ausgeschlossen werden.

2. Anspruchsinhaberschaft

Die Festlegung der Anspruchsinhaberschaft ist für die Ausgestaltung der Kinder-
grundsicherung eine zentrale Entscheidung. Gleichzeitig hängt die Beantwortung 
dieser Frage eng mit der konkreten Ausgestaltung der Leistung zusammen.

Kind als Anspruchsinhaber

Der Deutsche Verein spricht sich bezüglich einer eigenständigen und das gesamte 
Existenzminimum umfassenden Absicherung von Kindern dem Grunde nach dafür 
aus, dass Anspruchsinhaber das Kind selbst ist. Damit wird das Ziel verbunden, 
Kindern eine entsprechende Rechtsposition zu geben bzw. diese zu stärken sowie 
alle Kinder zu erreichen. Die direkte Anspruchsinhaberschaft des Kindes selbst im 
Hinblick auf eine das sächliche und soziokulturelle Existenzminimum absichernde 
Kindergrundsicherung wäre konsequent im Sinne des verfassungsrechtlichen Ge-
bots der Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums eines jeden 
Bürgers/einer jeden Bürgerin. Dieses Gebot leitet sich für Kinder nicht über ihre 
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Eltern ab, sondern gilt unmittelbar.5 Es handelt sich um ein individuelles Grund-
recht auf Gewährleistung des Existenzminimums und damit um einen subjektiven 
Leistungsanspruch der hilfebedürftigen Person. Sofern die Kindergrundsicherung 
also diese existenzsichernde Funktion übernehmen soll, ist eine Anspruchsinha-
berschaft des Kindes geboten bzw. müsste diese Funktion anderenfalls dann (sub-
sidiär) im Grundsicherungssystem abgedeckt werden. Bei einer Anspruchsinha-
berschaft des Kindes wäre die Kindergrundsicherung als Einkommen des Kindes 
zu behandeln und damit zur Bedarfsdeckung anderer Haushaltsmitglieder im Be-
reich der Grundsicherung ausgeschlossen.6

Dem Deutschen Verein ist durchaus bewusst, dass mit der Festlegung der An-
spruchsinhaberschaft des Kindes einige Herausforderungen verbunden sind. Die-
se ergeben sich insbesondere daraus, dass die Kindergrundsicherung mit dem 
Garantiebetrag auch einen bedarfsunabhängigen Bestandteil enthalten soll, der 
das Kindergeld ablösen soll. An dieser Stelle wird insbesondere die Schnittstelle 
zum Steuerrecht, konkret zu den elterlichen Freibeträgen für das kindliche Exis-
tenzminimum, zu berücksichtigen sein (s. hierzu unter 6.)

Schließlich ist darauf zu achten, dass Eltern, die durch die Versorgung, Betreuung 
und Unterstützung von Kindern mit Behinderungen finanziell belastet sind, wie 
bisher auch über die Volljährigkeit der Kinder bzw. über eine Altersgrenze hinaus 
(steuerlich) entlastet werden. Insoweit ist weiterhin die grundsätzlich lebenslange 
Unterhaltsverpflichtung der Eltern zu berücksichtigen und eine Schlechterstel-
lung, die sich ggf. über eine Anspruchsberechtigung beim Kind ergeben könnte, zu 
vermeiden.

Sofern die Anspruchsberechtigung beim Kind gesehen wird, ist die treuhänderi-
sche Auszahlung an die erziehungsberechtigten Personen bis zur Volljährigkeit zu 
regeln.

Eltern als Anspruchsinhaber

Würde hingegen die Anspruchsinhaberschaft bei den Eltern liegen, könnte damit 
der Vorrang der Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber ihren Kindern sowie zu-
dem der Ansatz, dass die Kindergrundsicherung diese Unterhaltspflicht berück-
sichtigt bzw. bei der Erfüllung dieser Verpflichtung im Bedarfsfall unterstützt, 
verdeutlicht werden. Einer solchen Systematik folgt etwa die steuerliche Freistel-
lung des kindlichen Existenzminimums durch die Kinderfreibeträge, die den ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben der Art. 3 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 und 2 GG entspre-
chend die unterhaltsrechtlichen Verpflichtungen des Steuerpflichtigen berück-
sichtigen.7 Im Unterschied dazu stehen existenzsichernde Leistungen zur Erfüllung 
des Anspruchs auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums 
nach Art. 1 Abs. 1 i.V.m. 20 Abs. 1 GG jedem/r Einzelnen zu und fangen fehlende 

5 Vgl. BVerfGE 125, 175 ff., Rdnr. 133 ff., 158.
6 Anders ist es derzeit nach § 11 Abs. 1 SGB II im Grundsicherungsrecht im Hinblick auf die Anrechnung des 

Kindergeldes, bezüglich dessen die Eltern anspruchsberechtigt sind; vgl. hierzu Empfehlungen des Deut-
schen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstützung von Familien und Kindern 
vom 11. September 2019 (Fußn. 2).

7 Vgl. BVerfGE 125, 175 Rdnr. 158.
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bzw. unzureichende, vorrangige Unterhaltszahlungen durch Leistungen an den 
Unterhaltsberechtigten auf.8

Im Falle der Anspruchsinhaberschaft der Eltern würden sowohl horizontaler als 
auch vertikaler Ausgleich über die steuerliche Freistellung bzw. die Kindergrundsi-
cherung als eine Sozialleistung des/der anspruchsberechtigten Eltern zusammen-
kommen. Eine unterschiedliche Bemessung des kindlichen Existenzminimums im 
Sinne der steuerlichen Freistellung einerseits und der Bemessung der Kinder-
grundsicherung andererseits wäre damit möglicherweise schwerer zu rechtferti-
gen.

Sofern von einer Anspruchsberechtigung der Eltern ausgegangen wird, ist nach 
Ansicht des Deutschen Vereins insbesondere darauf zu achten, dass an den maß-
geblichen Stellen klargestellt wird, dass eine Anrechnung der Kindergrundsiche-
rung für die Bedarfsdeckung weiterer Haushaltsmitglieder nicht stattfindet und 
der Garantiebetrag als Einkommen des Kindes behandelt wird.

Der Deutsche Verein hält es für notwendig, die besondere Situation von Carelea-
ver/innen9 zu berücksichtigen. Insbesondere bei einer Anspruchsinhaberschaft 
der Eltern warnt der Deutsche Verein davor, aktuell bestehende Probleme bei der 
Durchsetzung der Ansprüche von Careleaver/innen gegenüber ihren formal an-
spruchsberechtigten Eltern auf das neue System Kindergrundsicherung zu über-
tragen.

Differenzierte Anspruchsinhaberschaft

Mit der Bündelung von u.a. Kindergeld und existenzsichernden Leistungen wer-
den in der Kindergrundsicherung somit Leistungen zusammengefasst, die einer-
seits bislang existenzsichernde Funktion für die Bedarfe von Kindern und Jugend-
lichen sowie Teilhabe gewährleisten sollen. Mit dem Kindergeld wird andererseits 
aber auch eine Leistung einbezogen, die in weiten Teilen die steuerliche Freistel-
lung des Existenzminimums der Kinder verwirklichen soll und damit eine steuerli-
che Entlastung der Eltern bedeutet. Die bislang starke steuerrechtliche Prägung 
des Kindergeldes als zentraler familienpolitischer Leistung, die durch den Garan-
tiebetrag abgelöst werden soll, mag dann andere Lösungen suggerieren als der 
bedarfsabhängige, stark sozialrechtlich geprägte Zusatzbetrag. Insoweit gibt es 
auch Vorschläge, die Anspruchsinhaberschaft für Garantiebetrag sowie Zusatzbe-
trag unterschiedlich festzulegen.

Eine zwischen Garantie- und Zusatzbetrag differenzierte Anspruchsinhaberschaft 
widerspricht dem Bestreben, eine einheitliche Leistung für alle Kinder zu schaffen. 
Auch stellt es zumindest auf den ersten Blick die Grundidee einer Leistung (wie) 
aus einer Hand infrage. Abhängig von der konkreten Ausgestaltung des Verhältnis-
ses von Garantie- und Zusatzbetrag ergeben sich weitere Probleme bzw. Fragestel-
lungen insbesondere auch hinsichtlich der praktischen Umsetzbarkeit. Wie ausge-
führt, muss die Kindergrundsicherung, soweit sie das Existenzminimum des Kin-
des abdecken soll, dem Kind zustehen. Sofern Garantie- und Zusatzbetrag in 

8 Vgl. BSGE 97, 242 Rdnr. 24 sowie bereits BVerwG vom 26. Januar 1966 – V C 88.64.
9 Der Begriff Careleaver meint junge Menschen, die einen Teil ihres Lebens in einer Pflegefamilie oder einer 

Einrichtung der Jugendhilfe verbracht haben und diese auf dem Weg in ein eigenständiges Leben wieder 
verlassen.
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Summe das Existenzminimum abdecken sollen, wäre dies mit einer getrennten 
Anspruchsinhaberschaft nicht ohne Weiteres gewährleistet. Sofern die Inan-
spruchnahme des Garantiebetrages Voraussetzung für die Gewährung des Zusatz-
betrages ist, könnte dies bei Konflikten zwischen Eltern und Jugendlichen/jungen 
Erwachsenen zu Problemen führen. Weitere Fragen ergeben sich bei einer Fortfüh-
rung der Differenzierung im Vollzug und in der Rechtswegzuständigkeit. Der Deut-
sche Verein steht insoweit einer solchen differenzierten Anspruchsinhaberschaft 
kritisch gegenüber.

Unabhängig von der Entscheidung zur Anspruchsinhaberschaft weist der Deut-
sche Verein darauf hin, dass auch die Fälle mitgedacht werden müssen, in denen 
Kinder nicht im elterlichen Haushalt leben. Es muss insgesamt sichergestellt wer-
den, dass die Leistung dort ankommt, wo das Kind lebt bzw. seinen Lebensmittel-
punkt hat.

3. Neudefinition des soziokulturellen Existenzminimums

Der Deutsche Verein hält die Neudefinition des soziokulturellen Existenzmini-
mums für eine wesentliche Voraussetzung für die bedarfsgerechte Ausgestaltung 
der Kindergrundsicherung. Nicht zuletzt im Sinne einer einheitlichen Rechtsord-
nung, einer größeren Transparenz und einer besseren Nachvollziehbarkeit des 
monetären Unterstützungssystems sollte nach Ansicht des Deutschen Vereins ein 
einheitliches, nachvollziehbar und bedarfsgerecht berechnetes Existenzminimum 
für Kinder Ausgangspunkt für alle Systeme – und damit insbesondere Anknüp-
fungspunkt für eine Kindergrundsicherung ebenso wie für die steuerlichen Freibe-
träge und das Unterhaltsrecht – sein.

Die monetäre Absicherung muss nach Ansicht des Deutschen Vereins grundsätz-
lich das sächliche und soziokulturelle Existenzminimum umfassen. Entsprechend 
der Rechtsprechung des BVerfG sind die materiellen Voraussetzungen nicht nur für 
die physische Existenz, sondern auch für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesell-
schaftlichen, kulturellen und politischen Leben zu schaffen. Kindern ist die per-
sönliche Entfaltung und die Entwicklung zu Eigenständigkeit und Eigenverant-
wortlichkeit zu ermöglichen. Insoweit sind im Rahmen der Bedarfserhebung bzw. 
-berechnung die kindlichen Bedarfe mehr als bisher in den Blick zu nehmen.

Insgesamt spricht sich der Deutsche Verein dafür aus, die Neuberechnung des 
soziokulturellen Existenzminimums methodisch stringent durchzuführen. Nach 
der Rechtsprechung des BVerfG ist das derzeitige Statistikmodell ein dem Grunde 
nach geeignetes Verfahren zur Bemessung der Regelbedarfe auf der Grundlage der 
Daten der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS). Insbesondere die kon-
krete Anwendung dieses Verfahrens begegnet jedoch einigen grundlegenden Kri-
tikpunkten. Diese beziehen sich zum einen auf die derzeitige Vermischung von 
Statistik- und Warenkorbmodell. Aktuell werden im Nachgang der Erhebung im 
Rahmen des Statistikmodells einzelne Ausgabepositionen aus normativen Grün-
den gestrichen. Dies schränkt jedoch den internen Ausgleich zwischen den Ausga-
bepositionen ein, der dem Statistikmodell immanent ist. Zum anderen sind Zu-
sammensetzung und Auswahl der Referenzgruppen zu kritisieren. Der Deutsche 
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Verein wiederholt an dieser Stelle seine Forderung nach einer sachgerechten Ab-
grenzung der Referenzgruppen.10 Konkret sind zumindest jene Haushalte aus den 
Referenzgruppen auszuschließen, die über ein lediglich geringes Einkommen 
verfügen und daher nur eine Pauschale von 100,– € vom Einkommen absetzen 
können (§ 11b Abs. 2 Satz 1 SGB II). „Zirkelschlüsse“, also die Ableitung von Regel-
bedarfen aus den in der EVS erfassten Ausgaben von Leistungsberechtigten, wi-
dersprechen den Grundgedanken des Statistikmodells fundamental. Hiermit ist 
bspw. letztlich nicht gewährleistet, dass innerhalb der Referenzgruppe, von der 
die Bedarfe abgeleitet werden, (aus finanziellen Gründen) überhaupt Teilhabe 
möglich ist und realisiert wird bzw. werden kann. Zwar werden sämtliche Ausga-
ben der jeweiligen Referenzgruppe erfasst, auch solche für Teilhabe. Von diesem 
Ausgabeverhalten kann allerdings nicht auf die tatsächlichen Bedarfe von Kindern 
und Jugendlichen geschlossen werden.

Vor diesem Hintergrund kann es eine Möglichkeit sein, sich für die Ableitung der 
Bedarfe auf soziale und kulturelle Teilhabe als Ausgangspunkt stärker an der Mitte 
zu orientieren. In einem solchen ersten Schritt würde es zunächst darum gehen, 
diese Bedarfe zu kennen. Hiermit könnte verdeutlicht werden, was im mittleren 
Einkommensbereich für Teilhabebedarfe für Kinder und Jugendliche ausgegeben 
wird, was in den zugrunde gelegten Referenzgruppen nicht erfasst und wie groß 
diese Differenz ist. Ob und wie weit das Existenzminimum von Kindern und Ju-
gendlichen von der gesellschaftlichen Mitte abweichen soll, ist dann eine politi-
sche Entscheidung. Eine stärkere Orientierung am Ausgabeverhalten der Mitte 
könnte den zusätzlichen Vorteil bieten, bestehende methodische Probleme bei 
der Regelbedarfsermittlung abzumildern. Dies beträfe je nach Umsetzung sowohl 
den Ausschluss verdeckter Armut (s.o.) als auch die sehr geringe Fallzahl an Fami-
lienhaushalten in der Referenzgruppe, welche die Belastbarkeit der Ergebnisse 
aktuell einschränkt. Ziel sollte sein, sowohl die sächlichen als auch die soziokultu-
rellen Bedarfe so zu bemessen, dass ein gutes Aufwachsen möglich ist.11

Bei der Bedarfsfeststellung sollten nach Ansicht des Deutschen Vereins Kinder und 
Jugendliche selbst angemessen beteiligt werden – nicht an Stelle der EVS, son-
dern im Sinne einer Ergänzung bzw. eines ergänzenden Korrektivs. Da der Frage-
bogen der EVS als Haushaltsbefragung von Erwachsenen beantwortet wird und 
auf Einnahmen und Ausgaben, nicht aber auf Bedarfe abstellt, wäre eine ergän-
zende Datenbasis, die auf Befragungen von Kindern und Jugendlichen selbst fußt, 
unterstützend. Im Rahmen einer Bedarfserhebung sind junge Menschen als Ex-
pert/innen ihres eigenen Lebens umfassend und durchgängig zu beteiligen. Die 
Bedarfserhebung kombiniert quantitative und qualitative Forschungsmethoden 
und sollte gemeinsam mit weiteren wissenschaftlichen Erkenntnissen (z.B. in den 
Bereichen Bildung und Gesundheit) zu Bedarfen junger Menschen ergänzend in 
die Bestimmung der Höhe des kindlichen Existenzminimums – zum Beispiel im 
Rahmen einer Sachverständigenkommission – einfließen.

10 Vgl. hierzu auch Stellungnahme des Deutschen Vereins zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ermitt-
lung von Regelbedarfen sowie zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 27. 
September 2016, www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2016/dv-29-16_
regelbedarfe.pdf (21. Juni 2023).

11 Vgl. zum Risiko der Bedarfsunterdeckung hinsichtlich von „Elternbedarfen“ Stellungnahme des Deutschen 
Vereins zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur Änderung des 
Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 27. September 2016 (Fußn. 10).

http://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2016/dv-29-16_regelbedarfe.pdf
http://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2016/dv-29-16_regelbedarfe.pdf
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Die angekündigte Überprüfung und Aktualisierung der Verteilungsschlüssel in den 
Abteilungen 4 (Strom und Instandhaltung) und 5 (Haushaltseinrichtung) ist nach 
Ansicht des Deutschen Vereins als Maßnahme zur Verbesserung der aufgezeigten 
Kritikpunkte der Bedarfsbemessung untauglich bzw. unzureichend.12 Auch wenn 
sich die Regelbedarfe für die Kinder dadurch erhöhen würden, kann dieser Ansatz 
systematisch nicht überzeugen, da lediglich die haushaltsinterne Kostenzuord-
nung geändert wird. Die Kinderregelbedarfe bilden zudem die Mehrausgaben/
Zusatzkosten ab, die ein Kind verursacht. Dies widerspricht einer Zuordnung „pro 
Kopf“. Zudem bleibt es bei der kritisierten Auswahl der Referenzgruppe.

Eine weitere Herausforderung, die nach Ansicht des Deutschen Vereins eine ge-
sonderte Erhebung erfordert, stellt die Bemessung der Bedarfe von Trennungsfa-
milien dar. Hier ist zu berücksichtigen, dass bei einer Betreuung durch beide El-
ternteile die kindlichen Bedarfe (in unterschiedlicher Ausprägung) in unterschied-
lichen Haushalten gedeckt werden. Dabei bedeuten jedoch Mehrkosten in einem 
Haushalt nicht automatisch Einsparungen im anderen Haushalt. In diesen Fällen 
können daher Mehrbedarfe entstehen. Diesbezüglich bedarf es nach Ansicht des 
Deutschen Vereins zum einen einer Bestimmung dieser Mehrbedarfe und zum an-
deren der (weiteren) Gewährung von umgangsbedingten Sonder-/Mehrbedarfen 
für Kinder und/oder Eltern.

Bei der Ausgestaltung monetärer Unterstützungen, die das Existenzminimum ab-
decken, ist sicherzustellen, dass eine Dynamisierung stattfindet. Nach Ansicht des 
Deutschen Vereins ist dies grundsätzlich in jährlichem Abstand notwendig. Für die 
Jahre, für die keine neuen EVS-Daten vorliegen, muss also eine Fortschreibungsre-
gel erarbeitet werden.13 Diese sollte an die vom Statistischen Bundesamt monat-
lich ermittelte Entwicklung des maßgeblichen Preisindex gekoppelt und auf einen 
möglichst aktuellen Zeitraum bezogen sein. Um auch kurzfristige erhebliche Preis-
niveausteigerungen berücksichtigen zu können, müssten auch unterjährige An-
passungen des Betrags der Kindergrundsicherung möglich sein.14 Ob zudem – 

12 Vgl. zudem grundsätzlich die Problemanzeige des Deutschen Vereins zur Bemessung des Bedarfs an Haus-
haltsenergie und des Mehrbedarfs bei dezentraler Warmwasserbereitung in Haushalten der Grundsiche-
rung und Sozialhilfe – Lösungsperspektiven vom 20. März 2019, www.deutscher-verein.de/de/uploads/
empfehlungen-stellungnahmen/2019/dv-07-18_bemessung-mehrbedarf-warmwasser-grundsicherung_
loesungsperspektiven.pdf (21. Juni 2023).

13 Nach Rspr. des BVerfG (Urteil vom 9. Februar 2010, 1 BvL 1/09; Beschluss vom 23. Juli 2014, 1 BvL 10/12) 
hat der Gesetzgeber Vorkehrungen zu treffen, auf Änderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, 
wie zum Beispiel Preissteigerungen oder Erhöhungen von Verbrauchsteuern, zeitnah zu reagieren, um zu 
jeder Zeit die Erfüllung des aktuellen Bedarfs sicherzustellen, insbesondere wenn er einen Festbetrag 
vorsehe. Wenn sich eine offensichtliche und erhebliche Diskrepanz zwischen der tatsächlichen Preisent-
wicklung und der bei der Fortschreibung der Regelbedarfsstufen berücksichtigten Entwicklung der Preise 
für regelbedarfsrelevante Güter ergebe, müsse zeitnah reagiert werden. Bei einer drohenden existenzge-
fährdenden Unterdeckung durch unvermittelt auftretende, extreme Preissteigerungen dürfe dabei nicht 
auf die reguläre Fortschreibung der Regelbedarfsstufen gewartet werden. S. hierzu Stellungnahme des 
Deutschen Vereins zum Regierungsentwurf Einführung eines Bürgergeldes vom 7. Oktober 2022, www.
deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2022/dv-14-22_buergergeld.pdf (21. Ju-
ni 2023) sowie Becker, Irene: Ermittlung eines angemessenen Inflationsausgleichs 2021 und 2022 für 
Grundsicherungsbeziehende, https://www.dgb.de/downloadcenter/++co++a1385226-8c0f-11ed-8704-
001a4a160123 (21. Juni 2023).

14 Das Verfahren der Regelbedarfsfortschreibung nach § 28a SGB XII ist für die Fortschreibung der Kinder-
grundsicherung insofern ungeeignet, als ihm der spezielle Warenkorb laut Regelbedarfsermittlungsgesetz 
zugrunde liegt und der berücksichtigte Zeitraum bereits ein halbes Jahr vor dem Anpassungszeitpunkt 
endet. Zu den Realeinkommensverlusten, die infolge des mangelnden Aktualitätsbezugs bisher eingetre-
ten und trotz der jüngsten Reform weiter zu erwarten sind, vgl. Becker (Fußn. 13) sowie Aktualisierung 
2023 https://www.dgb.de/downloadcenter/++co++76c7b1b0-d900-11ed-8b1d-001a4a160123 (21. Juni 
2023).

http://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2019/dv-07-18_bemessung-mehrbedarf-warmwasser-grundsicherung_loesungsperspektiven.pdf
http://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2019/dv-07-18_bemessung-mehrbedarf-warmwasser-grundsicherung_loesungsperspektiven.pdf
http://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2019/dv-07-18_bemessung-mehrbedarf-warmwasser-grundsicherung_loesungsperspektiven.pdf
http://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2022/dv-14-22_buergergeld.pdf
http://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2022/dv-14-22_buergergeld.pdf
https://www.dgb.de/downloadcenter/++co++a1385226-8c0f-11ed-8704-001a4a160123
https://www.dgb.de/downloadcenter/++co++a1385226-8c0f-11ed-8704-001a4a160123
https://www.dgb.de/downloadcenter/++co++76c7b1b0-d900-11ed-8b1d-001a4a160123
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analog zur Regelbedarfsfortschreibung – neben der Preis- auch die Lohnentwick-
lung einbezogen werden sollte, ist zu diskutieren.

4. Umfang der Bündelung

Zur Verbesserung des bestehenden Systems soll eine Bündelung derzeitiger kind-
bezogener, pauschal bemessener Einzelleistungen erfolgen. Nach Ansicht des 
Deutschen Vereins umfasst dies insbesondere Kindergeld, Kinderzuschlag und die 
Regelleistungen nach dem SGB II/XII.15 Soll mit der Kindergrundsicherung eine 
Leistung für alle Kinder eingeführt werden, müssten auch die kindbezogenen Leis-
tungen nach dem AsylbLG einbezogen werden.16 Durch eine Bündelung sollen die 
Hilfebedürftigkeit von Kindern im Sinne der bestehenden fürsorgerechtlichen 
Leistungsgesetze ausgeschlossen und ihnen möglichst aus einer Hand die ihnen 
zustehenden Leistungen zukommen. Ziel sollte es dabei sein, einen Parallelbezug 
weiterer Leistungen möglichst weitestgehend auszuschließen und damit auch den 
damit verbundenen (Mehr-)Aufwand sowohl für die Anspruchsberechtigten als 
auch die beteiligten Behörden zu vermeiden.

Hinsichtlich bestimmter individueller Bedarfe wird es bei gesonderten Antragsver-
fahren bleiben. Diesbezüglich gilt es dafür Sorge zu tragen, dass hinsichtlich die-
ser Bedarfe zumindest aus Sicht der Familien die Beantragung „wie aus einer 
Hand“ mit der Kindergrundsicherung erfolgt. Das bedeutet, dass es bspw. für die 
Familien über eine „Antragsbündelung“ bei einem Antrag an einer Stelle bleibt 
und die Verfahren dann – im besten Fall automatisiert – an die zuständigen Behör-
den geleitet und dort entsprechend bearbeitet werden. Gegebenenfalls ist auch an 
passenden Stellen eine automatische Günstigerprüfung denkbar.

Bildungs­ und Teilhabeleistungen

Das Zusammenspiel von Geldleistungen und Infrastruktur zeigt sich in besonde-
rem Maße bei den Bildungs- und Teilhabeleistungen (vgl. §§ 28 SGB II, 34 SGB XII, 
6b Bundeskindergeldgesetz – BKGG). Zum einen sind für die Teilhabe zunächst 
adäquate Angebote notwendig. Zum anderen werden finanzielle Ressourcen be-
nötigt, um diese Teilnahme dann umzusetzen – oder aber es erübrigt sich die Be-
rücksichtigung dieser Bedarfe in einer Geldleistung, wenn und soweit für alle 
Kinder und Jugendliche angemessene und passende Angebote flächendeckend 
und kostenfrei verfügbar sind. Konkret und vereinfacht dargestellt würde sich 
bspw. die Berücksichtigung von Fahrtkosten zur Schule im Rahmen der Kinder-
grundsicherung erübrigen, wenn für alle Kinder und Jugendliche die Nutzung des 
öffentlichen Nahverkehrs bzw. etwaiger Schulbusse kostenfrei möglich und das 
Angebot entsprechend ausgebaut wären.

15 Zu den Wohnkosten, Bildungs- und Teilhabeleistungen, Erstausstattungen und steuerliche Kinderfreibe-
träge s.u.

16 Wobei an dieser Stelle weitere Folgeprobleme zu lösen wären (Verhältnis zu Sachleistungen, Umgang mit 
aktuellen Leistungsausschlüssen …).
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Bei der Frage, wie weit eine Bündelung an dieser Stelle gehen kann und soll, ist die 
kommunale Zuständigkeit zu berücksichtigen.17 Zudem verbleiben aufgrund ein-
zelner Bedarfslagen individuelle Bedürfnisse, die sich nicht pauschalieren lassen.

Nach Ansicht des Deutschen Vereins erscheint insbesondere der Einbezug der be-
reits pauschalierten Leistungen für den Schulbedarf und die Teilhabe am sozialen 
und kulturellen Leben der Gemeinschaft (Vereinsmitgliedschaft, musikalisch-
künstlerischer Unterricht, Freizeiten etc.) sinnvoll. Dies ermöglicht zum einen den 
Einsatz für individuell passende Angebote und begünstigt zudem eine Entbürokra-
tisierung der Leistungsgewährung und Inanspruchnahme. Im Rahmen der Neude-
finition des soziokulturellen Existenzminimums sollten diese Bedarfe berücksich-
tigt werden. Um eine Schlechterstellung durch eine Bündelung dieser Bedarfe in 
der Kindergrundsicherung zu vermeiden, sind die o.g. Kritikpunkte zu berücksich-
tigen – insbesondere die Zusammensetzung der Referenzgruppe ist hierfür abso-
lut wesentlich.

Der Deutsche Verein weist darauf hin, dass auch im Hinblick auf Bildungs- und 
Teilhabeleistungen die besondere Lage von Kindern und Jugendlichen in stationä-
ren Einrichtungen zu berücksichtigen ist. Hier ist sicherzustellen, dass ihnen so-
wohl persönlich angemessene Pauschalen für Bildung und Teilhabe als auch die 
Mittel für die Teilnahme an spezifischen Maßnahmen (z.B. Klassenfahrten) rechts-
sicher zukommen können.

Bezogen auf ggf. weiterhin gesondert geregelte Leistungen auf Bildung und Teilha-
be ist nach Ansicht des Deutschen Vereins die diesbezügliche Anspruchsberechti-
gung grundsätzlich mindestens mit der Anspruchsberechtigung des Zusatzbetra-
ges zu verknüpfen. Dabei sollten jedenfalls alle Kinder mit Anspruch auf einen 
über den Garantiebetrag hinausgehenden Zusatzbetrag unbürokratisch Anspruch 
auf die Bildungs- und Teilhabeleistungen haben, die nicht pauschal bemessen 
sind und in der Kindergrundsicherung aufgehen. Der Antrag auf diese Leistungen 
sollte mit der Beantragung des Zusatzbetrages miterfasst sein und damit die jetzi-
ge Regelung des § 37 Abs. 1 SGB II beibehalten bzw. vergleichbar fortgeführt wer-
den. Dies erfordert, dass die Stellen, die einerseits für die Bildungs- und Teilhabe-
leistungen und die andererseits für die Kindergrundsicherung zuständig sind, ei-
nen engen Austausch – vor allem bezüglich der Anspruchsberechtigungen – pfle-
gen.

Wohnkostenpauschale

Ein weiterer schwieriger Punkt, der insbesondere Auswirkungen auf die Gewäh-
rung von Unterkunftskosten der Eltern in anderen Systemen hat, ist die Frage der 
Einbeziehung einer Wohnkostenpauschale in die Kindergrundsicherung. Die Be-
rücksichtigung einer solchen Pauschale entspricht der Systematik dieser Leistung, 
die das Existenzminimums des Kindes weitestgehend absichern soll, da letztlich 
der Wohnbedarf des Kindes Bestandteil dessen Existenzminimums ist. Systema-
tisch bietet sich für die Bemessung einer solchen Pauschale die Bezifferung im 
Existenzminimumbericht an. Aufgrund der regional starken Unterschiedlichkeit 

17 Zu berücksichtigen sind an dieser Stelle auch die in Kommunen teils eingeführten Gutschein- oder Karten-
systeme zur Gewährleistung bzw. Abrechnung von Bildungs- und Teilhabeleistungen.
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von Unterkunftskosten wird sich der tatsächliche Wohnbedarf allerdings in vielen 
Fällen nicht mittels dieser Pauschale abdecken lassen. Daher ist für diese Fälle si-
cherzustellen, dass ein die Pauschale übersteigender Wohnbedarf des Kindes ge-
sondert gewährt wird. Sinnvoll scheint die Berücksichtigung dann bei den elterli-
chen Bedarfen im Rahmen des SGB II/XII bzw. Wohngeldgesetzes (WoGG).

Für die Berücksichtigung einer Wohnkostenpauschale in der Kindergrundsiche-
rung spricht zunächst, dass die Deckung des Wohnbedarfes im Vergleich zum 
Status Quo durch die höhere Inanspruchnahme verbessert werden könnte. Da die 
Kindergrundsicherung konzeptionell weit über den Kreis der Familien mit Bürger-
geld- und Kinderzuschlagsbezug hinausgeht, könnten insbesondere Familien in 
verdeckter Armut sowie ggf. die untere Mittelschicht von einer niedrigschwellig 
organisierten Kindergrundsicherung, die auch eine Wohnkostenpauschale bein-
haltet, profitieren. Gerade in Fallkonstellationen, in denen Eltern bestehende An-
sprüche auf existenzsichernde bzw. ergänzende Leistungen (in der Regel Wohn-
geld) bis zur Höhe der Summe der Wohnkostenpauschalen für die Kinder nicht 
geltend machen, kann eine Wohnkostenpauschale die Lebenslage ohne zusätzli-
chen bürokratischen Aufwand verbessern. Die Inanspruchnahme ergänzender 
Leistungen für den Wohnbedarf – wie beim derzeitigen Wohngeld – würde ggf. 
entfallen bzw. sich deutlich verringern. Allerdings wird es für Familien, die ange-
sichts hoher Wohnkosten auf finanzielle Unterstützung angewiesen sind, weiter-
hin erforderlich sein, eine solche zusätzliche Leistung in Anspruch zu nehmen. In 
diesen Fällen entstehen neue Schnittstellen, die es zu berücksichtigen und zu lö-
sen gilt.

Aktuell besteht bspw. im Bürgergeld die Möglichkeit der Zahlung der Kosten der 
Unterkunft direkt an den Vermieter nach § 22 Abs. 7 SGB II. Dies bezieht sich auf 
die Wohnkosten des gesamten Haushalts bzw. der Bedarfsgemeinschaft. Bei Auf-
nahme einer Wohnkostenpauschale in die Kindergrundsicherung würde dies nicht 
mehr ohne Weiteres möglich sein. In diesem Fall müsste nach Ansicht des Deut-
schen Vereins eine entsprechende (neue) Rechtsgrundlage geschaffen und damit 
die Möglichkeit der Direktzahlung beibehalten werden, um ggf. Mietschulden und 
Wohnungsverlust vermeiden zu können.

Vor dem Hintergrund, dass sich in vielen Fällen der tatsächliche Wohnbedarf des 
Kindes nicht über eine Pauschale abdecken lassen wird, ein höherer Bedarf ergän-
zend zu berücksichtigen ist und hierfür ggf. parallele Strukturen notwendig sind, 
könnte der Wohnbedarf der Kinder alternativ grundsätzlich separat bzw. komplett 
über entsprechende Ansprüche der Eltern geregelt und damit nicht mit in die Kin-
dergrundsicherung aufgenommen werden. Auch In diesem Fall ist zu berücksich-
tigen, dass die Kindergrundsicherung für sich dann nicht mehr existenzsichernd 
sein kann.

Insgesamt ist folglich bei der Ausgestaltung und ggf. Schnittstellengestaltung ins-
besondere zu berücksichtigen, dass Wohnungen von Familien bzw. Haushalten 
gemeinsam genutzt werden und die Mietverträge über Wohnraum in der Regel von 
den Eltern geschlossen werden. Zu gewährleisten ist vollständige und fristgerech-
te Zahlung der monatlichen Miete an den Vermieter. Inwieweit durch die eine oder 
andere Gestaltung (neue) doppelte Strukturen vermieden werden können, ist 
nach Ansicht des Deutschen Vereins sorgfältig zu prüfen.
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Der Deutsche Verein hat bereits auf das Problem der unterschiedlichen Methoden 
für die (fiktive) Aufteilung bzw. Zurechnung der Wohnkosten in den verschiedenen 
Systemen des Sozialrechts hingewiesen und eine Harmonisierung angemahnt.18 
Diese unterschiedlichen Methoden führen bereits jetzt zu Problemen insbesonde-
re an der Schnittstelle Kindesunterhalt und Bemessung von Leistungen nach 
SGB II sowie beim Zusammentreffen von Leistungen der Grundsicherung und 
BAföG-Leistungen. Dies ist anlässlich der Einführung der Kindergrundsicherung in 
den Blick zu nehmen. Im Falle der Berücksichtigung einer Pauschale für den 
Wohnbedarf des Kindes im Rahmen der Kindergrundsicherung wird dieses Prob-
lem besonders deutlich. Insofern sollte der Prozess der Einführung einer Kinder-
grundsicherung Anlass sein, sich dieses Harmonisierungsbedarfs anzunehmen, 
um Verwerfungen zwischen den Systemen durch die teils deutlich unterschiedli-
che Gewichtung bzw. Zuweisung der Unterkunftskosten zu beheben.

Bei der Frage der Regelung des Wohnbedarfs ist zudem die Situation von Kindern 
zu berücksichtigen, die (auch) in stationären Einrichtungen untergebracht sind.

5. Schnittstelle Unterhalt/Unterhaltsvorschuss

Eine weitere maßgebliche Schnittstelle der Kindergrundsicherung, die zu berück-
sichtigen und konsistent zu gestalten ist, ist die zum Unterhaltsrecht und daran 
anknüpfend auch zum Unterhaltsvorschuss (UV). Der Deutsche Verein hält die 
Einführung einer Kindergrundsicherung für eine gute Möglichkeit, die Altersstufen 
in den unterschiedlichen Systemen, insbesondere im Sozial- und Unterhaltsrecht, 
zu vereinheitlichen.

Unterhalt

Die Gestaltung der Schnittstelle zum Unterhaltsrecht hängt ganz maßgeblich auch 
von der Entscheidung zur Anspruchsinhaberschaft ab. Ebenso ist derzeit noch 
nicht absehbar, welche Änderungen durch die anstehende Reform des Unterhalts-
rechts zu erwarten sind. Der Deutsche Verein weist vor diesem Hintergrund grund-
legend darauf hin, dass bei der Ausgestaltung einer Kindergrundsicherung die 
verfassungsrechtlich verankerten Elternrechte und -pflichten zu berücksichtigen 
sind. Dabei ist daran festzuhalten, dass Eltern ihren Kindern gegenüber (vorran-
gig) zum Unterhalt verpflichtet sind. Der Deutsche Verein spricht sich für eine 
klarstellende Regelung im Sinne des § 6c BKGG aus.

Kinder sollen an den Lebensverhältnissen ihrer Eltern teilhaben. Je nachdem, wie 
die Sicherstellung des Existenzminimums eines Kindes durch eine Kindergrundsi-
cherung ausgestaltet ist, ist zu prüfen, wie die Unterhaltspflicht der Eltern zu be-
rücksichtigen ist.

Sorgfältig muss der besonderen Situation von Kindern mit getrenntlebenden El-
ternteilen Rechnung getragen werden. Dies betrifft einerseits besondere Bedarfe 
(s. Kapitel 3), andererseits die Gestaltung der Berücksichtigung der Barunterhalts-
pflicht und Zahlungsströme. Insgesamt ist nach Ansicht des Deutschen Vereins 
18 Vgl. hierzu Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstüt-

zung von Familien und Kindern vom 11. September 2019 (Fußn. 2).
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sowohl eine Schlechterstellung von Kindern getrenntlebender Elternteile gegen-
über Kindern aus Paarfamilien als auch eine finanzielle Verschlechterung für diese 
Kinder im Vergleich zum Status Quo auszuschließen.

Aktuell wird Kindeseinkommen (i.d.R. Unterhalt) beim Kinderzuschlag nur zu 45 % 
angerechnet. Eine vollständige Anrechnung von Kindeseinkommen bei der Kin-
dergrundsicherung könnte in Abhängigkeit der Höhe der Kindergrundsicherung 
für Kinder von Alleinerziehenden, die heute vom Kinderzuschlag profitieren, somit 
eine finanzielle Verschlechterung bedeuten. Der Zusatzbetrag würde für Kinder 
von Alleinerziehenden wohl in aller Regel wegfallen. Um eine Schlechterstellung 
von Kindern von Alleinerziehenden auszuschließen, wäre daher nach Ansicht des 
Deutschen Vereins hinsichtlich der Anrechnung von Kindeseinkommen auf die 
Kindergrundsicherung eine Orientierung an den aktuellen Regeln des Kinderzu-
schlags sinnvoll. Alternativ denkbar wäre auch die Freistellung eines pauschalen 
Betrags vom Kindeseinkommen. Ob diese Lösungsvorschläge eine Schlechterstel-
lung der Kinder von Alleinerziehenden im Verhältnis zum Status quo verhindern, 
steht in Abhängigkeit von der konkreten Höhe der Kindergrundsicherung und 
muss empirisch überprüft werden.

Im Hinblick auf die Gleichwertigkeit von Bar- und Betreuungsunterhalt und in Ab-
hängigkeit der Entscheidung zur Anspruchsinhaberschaft ist zudem zu klären, ob 
und wie eine Aufteilung des Garantiebetrags der Kindergrundsicherung erfolgen 
soll.

Unterhaltsvorschuss (UV)

Der UV dient nicht allein der Existenzsicherung des Kindes, für das kein Unterhalt 
gezahlt wird, sondern verdeutlicht auch die diesbezügliche Mitverantwortung des 
anderen Elternteils sowie die besondere Situation des alleinerziehenden Eltern-
teils. Gerade in Fällen des Parallelbezugs von Grundsicherungsleistungen und UV 
entsteht jedoch gleichzeitig für alle Beteiligten ein hoher Aufwand, für die Behör-
den insbesondere durch einen doppelten Rückgriff sogar ein erheblicher Auf-
wand.19 Für eine (isolierte) Aufgabe des fürsorgerechtlichen Nachranggrundsatzes 
reicht nach Einschätzung des Deutschen Vereins jedoch nicht aus, dass die Sicher-
stellung des Nachrangs aufwändig ist. Der Deutsche Verein hält daher Diskussio-
nen um Vereinfachungen für notwendig. Grundsätzlich darf die Einführung der 
Kindergrundsicherung nicht zu einer Verschlechterung für alleinerziehende El-
ternteile führen. Der Wegfall des Unterhaltsvorschusses könnte je nach Ausgestal-
tung und Leistungshöhe der Kindergrundsicherung eine Verschlechterung für be-
stimmte Konstellationen von Einelternfamilien bedeuten: zum Beispiel für Allein-
erziehende, die wegen ihres geringen Einkommens heute vom Kinderzuschlag 
profitieren oder auch für Alleinerziehende, die nur den Garantiebetrag erhalten.

Sofern der Garantiebetrag dem Kindergeld nachfolgt, sollte dieser nur zur Hälfte 
auf den UV angerechnet werden. Aktuell wird das Kindergeld in voller Höhe auf 
den UV angerechnet. Dies steht im Widerspruch zur Funktion des Kindergeldes 

19 Vgl. hierzu Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstüt-
zung von Familien und Kindern vom 11. September 2019 (Fußn. 2).
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und den Regelungen zur Bemessung des Barunterhalts und wird vom Deutschen 
Verein seit vielen Jahren kritisiert.20

Bei Beibehaltung des UV sollte die Einführung der Kindergrundsicherung dafür 
genutzt werden, sowohl Vereinfachungen bei der Antragstellung bis hin zu einer 
Leistung „(wie) aus einer Hand“ durch digitale Lösungen als auch vertrauensvolle 
Bürgerorientierung durch gut erreichbare Präsenz vor Ort zu ermöglichen.

Rückgriff

Aus Sicht des Deutschen Vereins ist zudem im Blick zu halten, in welchen Fällen 
ein Anspruchsübergang festzuschreiben ist und welche Behörde(n) gegenüber 
dem Unterhaltsschuldner tätig werden. Dabei ist es nach Ansicht des Deutschen 
Vereins nach wie vor wichtig, übergegangenen Ansprüchen im Rahmen des Rück-
griffs nachzugehen und hiermit letztlich auch die Verantwortung des barunter-
haltspflichtigen Elternteils einzufordern. Aktuell sind sowohl Jobcenter als auch 
Unterhaltsvorschusskassen mit dem Rückgriff befasst – in vielen Fällen parallel. 
Zudem kann der Beistand Unterhalt für das Kind einfordern. Entsprechend ist bei 
diesen Akteuren Expertise aufgebaut worden. Auf die nicht befriedigende Syn-
chronisation des Rückgriffs bzw. der Rückgriffe auf Grundlage des § 7 UVG und der 
Vorschriften zum sozialhilferechtlichen Anspruchsübergang hat der Deutsche Ver-
ein bereits ausdrücklich hingewiesen und entsprechende Weiterentwicklungen 
eingefordert. Diese Diskussion wird umso dringlicher, wenn jetzt mit der Kinder-
grundsicherungsstelle ggf. noch eine weitere, je nach Ausgestaltung der Schnitt-
stelle zum SGB II mindestens aber eine andere Stelle im Bereich des Rückgriffs ins 
Spiel kommt. Hier ist klar zu regeln, auf wen der Unterhaltsanspruch übergeht. An 
dieser Stelle sind zudem dringend Vereinfachungen zu diskutieren und bestehen-
de Hemmnisse zu beheben.21 Der Deutsche Verein weist daher im Sinne aller Be-
teiligten – d.h. der Anspruchsberichtigten, der Unterhaltsschuldner als auch der 
Behörden – noch einmal eindringlich auf die notwendige Diskussion einer Verein-
heitlichung des Rückgriffs hin.22

6. Schnittstelle Steuerrecht

Der Deutsche Verein hat bereits in seinem Eckpunktepapier 201323 die Überprü-
fung der starken steuerrechtlichen Ausrichtung derzeitiger Familienpolitik gefor-
dert. Die aktuelle Vermischung von Steuerrückzahlung und Familienförderung im 
Rahmen des Kindergeldes führt immer wieder zu Missverständnissen über die fa-
milienpolitische Funktion des Kindergeldes und die tatsächlichen Leistungen für 
Familien mit unterschiedlichen Einkommen. Insoweit ist die Gestaltung der 
Schnittstelle einer Kindergrundsicherung zum Steuerrecht ebenso wichtig, wie 

20 Vgl. hierzu Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstüt-
zung von Familien und Kindern vom 11. September 2019 (Fußn. 2).

21 Vgl. hierzu Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstüt-
zung von Familien und Kindern vom 11. September 2019 (Fußn. 2).

22 Vgl zuletzt ausführlich Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetä-
rer Unterstützung von Familien und Kindern vom 11. September 2019 (Fußn. 2).

23 Eckpunktepapier des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstützung von 
Familien und Kindern vom 11. Juni 2013, www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellung-
nahmen/2013/dv-38-12-monetarer-unterstutzung-von-familien-und-kindern.pdf (21. Juni 2023).
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die Berücksichtigung der übrigen steuerrechtlichen kind-/familienbezogenen Re-
gelungen, um ein transparentes und konsistentes Gesamtsystem zu haben. Hier-
für ist nach Ansicht des Deutschen Vereins ein einheitliches Existenzminimum für 
alle Systeme die maßgebliche Grundlage (s.o.)

Das Grundgesetz fordert die Freistellung des existenznotwendigen Aufwands 
sämtlicher Familienmitglieder in angemessener, realitätsgerechter Höhe von der 
Einkommensteuer.24 Dabei ist es dem Gesetzgeber grundsätzlich freigestellt, die 
kindbedingte Minderung der Leistungsfähigkeit im Steuerrecht, durch Gewährung 
eines ausreichenden Betrages im Sozialrecht oder mittels einer Kombination – wie 
zuletzt durch das Kindergeld – zu berücksichtigen.25 In Abhängigkeit der Ausge-
staltung der Kindergrundsicherung muss daher ggf. eine Anrechnung des Garan-
tiebetrages bei den Freibeträgen in Höhe des durch diese Leistung bereits gedeck-
ten Kindesunterhalts vorgesehen werden, um eine doppelte Berücksichtigung 
auszuschließen.

Nach aktueller Rechtslage beträgt das Kindergeld 250,– € pro Kind. Die maximale 
steuerliche Entlastung durch die Kinderfreibeträge beträgt für 2023 354,– € und für 
2024 voraussichtlich 368,– €. Die Wirkung der steuerlichen Kinderfreibeträge ist 
dabei Folge des progressiven Steuertarifs und liegt in der horizontalen Steuerge-
rechtigkeit26 begründet.

Nach Ansicht des Deutschen Vereins bedarf es weiterer, intensiver Diskussionen, 
wie die Kindergrundsicherung an dieser Schnittstelle ausgestaltet und das Ver-
hältnis Kindergrundsicherung – Steuerrecht gestaltet werden soll. Dies ist insbe-
sondere von den damit verbundenen Zielen abhängig. Ein – zumindest perspekti-
visches – Ziel könnte der stärkere vertikale Ausgleich sein. Zu diskutieren wäre 
u.a., ob den verfassungsrechtlichen Anforderungen an die steuerliche Freistellung 
des kindlichen Existenzminimums durch die Gewährung des Garantiebetrags ent-
sprochen werden soll oder die steuerliche Entlastungswirkung durch die Freibe-
träge im Rahmen eines weiter bestehenden gesonderten Systems erfolgen soll. In 
diesem Fall wäre mit zu diskutieren, ob/wie eine Kopplung der Entwicklungen von 
Kindergrundsicherungshöhe und Höhe der steuerlichen Freibeträge erreicht wer-
den soll. Alle diese Erwägungen hängen dabei letztlich maßgeblich auch von der 
Ausgangsgröße einer Kindergrundsicherung ab und können im Detail mangels ei-
ner diesbezüglichen Bezugsgröße aktuell nicht vertieft werden. Insgesamt müs-
sen jedoch Kreis und Umfang der Betroffenen geprüft und auch an dieser Stelle 
berücksichtigt werden, für welche Familien es ggf. zu einer Schlechterstellung 
kommen könnte – insbesondere auch, wenn es, wie zuletzt vorgeschlagen, zu ei-
ner Absenkung des Freibetrags für Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbil-
dungsbedarfe (BEA-Freibetrag) käme. Letzteres lässt sich allerdings nicht allein 
mit der Kritik an der fehlenden systematischen Herleitung dieses Freibetrages 
begründen, sondern setzt eine empirische Fundierung voraus.

An dieser Stelle weist der Deutsche Verein grundsätzlich noch einmal auf die Not-
wendigkeit eines transparent und sachgerecht hergeleiteten soziokulturellen 

24 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 10. November 1998, 2 BvL 42/93.
25 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 10. November 1998, 2 BvL 42/93.
26 D.h. der gleichen steuerlichen Behandlung der Steuerpflichtigen bei gleicher steuerlicher Leistungsfähig-

keit.
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Existenzminimums hin, welches auch Grundlage für die steuerlichen Freibeträge 
– inklusive des BEA-Freibetrages – sein muss.

7. Schnittstelle Bürgergeld/Grundsicherung

Erfolg und Akzeptanz einer Kindergrundsicherung, mit deren Hilfe Kinderarmut 
bekämpft und das bisherige Transferleistungssystem vereinfacht werden soll, 
hängen maßgeblich davon ab, ob es gelingt, die neu entstehende Schnittstelle 
zum SGB II und – praktisch weniger bedeutsam – zum SGB XII überzeugend zu 
lösen. Sowohl konzeptionell als auch im Hinblick auf die administrative Umset-
zung ist dies eine erhebliche Herausforderung. Die Einführung einer Kindergrund-
sicherung außerhalb der bisherigen sozialen Leistungssysteme würde die soziale 
Beratung und Betreuung der Leistungsberechtigten einschließlich der Kinder 
maßgeblich verändern. Dabei müssen einerseits die sich etablierende Praxis der 
ganzheitlichen Betrachtung sozialer Belange der Familien und sozialen Verbünde 
fortgeführt und andererseits die einseitige Fokussierung auf finanzielle Transfer-
leistungen als Mittel der Armutsbekämpfung verhindert werden. Je nach zuständi-
ger Behörde (hierzu unter 10.) kann die Einführung einer Kindergrundsicherung 
zur Folge haben, dass für die Erbringung bedarfs- und bedürftigkeitsabhängiger 
Leistungen an die Mitglieder eines gemeinsamen Familienhaushalts zukünftig 
zwei Behörden auf der Grundlage von zwei unterschiedlichen Leistungsgesetzen 
zuständig werden. Die rechtliche Schnittstelle zu den Grundsicherungssystemen 
muss deshalb in mehrerlei Hinsicht eindeutig und friktionsfrei gestaltet werden.

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

Ein großer Teil der zukünftigen Anspruchsberechtigten des vollen Zusatzbetrages 
bezieht bislang Leistungen nach dem SGB II. Daher ist zu definieren, welche Aus-
wirkungen die eigenständige Absicherung von Kindern auf die Bedarfslage der 
Eltern hat. Es stellt sich die Frage der Nachsteuerung der bestehenden Regelungen 
zur Bedarfsgemeinschaft bzw. Haushaltsgemeinschaft. Auf die entstehenden 
Schnittmengen im Zusammenhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung 
oder auch Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets wurde bereits verwiesen 
(s.o.). Auch für fortbestehende Mehr- und Sonderbedarfe der Kinder und Jugend-
lichen (bspw. Erstausstattungen nach § 24 Abs. 3 SGB II) müssen klare und für die 
Anspruchsberechtigten gut nachvollziehbare Zuständigkeitsregelungen gefunden 
werden. Gerade für Familien im SGB II/XII-Bezug muss gewährleistet werden, dass 
mit Einführung der Kindergrundsicherung eine wirkliche Vereinfachung und Ver-
besserung erreicht wird. Unbedingt zu vermeiden ist, dass die Ersetzung des bis-
herigen Bürgergelds für Kinder und Jugendliche durch eine nicht am individuellen 
Bedarf orientierte Kindergrundsicherung zur Unterdeckung des kindlichen Exis-
tenzminimums im Einzelfall führt.

Die Kindergrundsicherung dient der Sicherung der Bedarfe des Kindes. Es wider-
spricht daher dem Ziel der neuen Kindergrundsicherung, diese Geldleistungen für 
die Existenzsicherung der Eltern im Grundsicherungsbezug heranzuziehen bzw. 
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mit Bedarfen der Eltern zu verrechnen. Dies muss mittels einer ausdrücklichen 
gesetzlichen Regelung sichergestellt werden.

Zudem muss diskutiert werden, bis zu welchem Alter und unter welchen Voraus-
setzungen eine Kindergrundsicherung gezahlt werden soll. Für Fälle, in denen 
zwischen Schulabschluss und Ausbildungs-/Studienbeginn eine Pause liegt, müs-
sen die Übergänge für Jugendliche bzw. junge Erwachsene möglichst reibungslos 
gestaltet werden. Hierbei spielen Careleaver/innen noch einmal eine ganz beson-
dere Rolle, da diese oft keine nahtlosen Übergänge von Schule in Berufsbildung 
haben. Die Ausgestaltung der Schnittstelle zum Grundsicherungsrecht bezieht 
sich zudem auch auf Kinder, die sich nicht (mehr) in Ausbildung oder Studium 
befinden, somit den „Übergang“ der Existenzsicherung durch Kindergrundsiche-
rung zur Existenzsicherung im Rahmen des SGB II. Insgesamt ist darauf zu achten, 
dass Abbruchkanten vermieden werden.

Leistungen zur Integration in Ausbildung und Arbeit

Die Einführung einer Kindergrundsicherung darf für erwerbsfähige Jugendliche 
und junge Erwachsene nicht zu einem Verlust von bisherigen Angeboten kontinu-
ierlicher Begleitung und Förderung durch Angebote und Förderleistungen zur 
Eingliederung in Arbeit und Ausbildung nach SGB III und SGB II führen. Der Deut-
sche Verein weist darauf hin, dass Jugendberufsagenturen bzw. Modelle systema-
tischer Zusammenarbeit im Bereich SGB II, III und VIII gute Wege für eine entspre-
chende Unterstützung aller Jugendlicher sind.27 Erwerbsfähigen Jugendlichen 
leistungsberechtigter Eltern sollte zudem ggf. weiterhin (auch) die Möglichkeit der 
Beratung und weitere Leistungen der Eingliederung durch die Jobcenter erhalten 
werden, auch wenn sie selbst aufgrund der Kindergrundsicherung mangels Hilfs-
bedürftigkeit nicht mehr zur Bedarfsgemeinschaft gehören. Rechtliche Anpassun-
gen beim Regelinstrumentarium arbeitsmarktpolitischer Leistungen werden dann 
unausweichlich sein (z. B. §§ 16f, 16h SGB II).

Schnittstellen zwischen den Behörden

Zwingende Voraussetzung für eine Vereinfachung des Verfahrens ist, dass die In-
formationen und Daten, die zur Erbringung von Leistungen notwendig sind, nicht 
mehrmals erhoben werden müssen und zwischen den beteiligten Behörden aus-
getauscht werden können. Dazu müssen technische und vor allem datenschutz-
rechtliche Vorkehrungen getroffen werden, was in der aktuellen Leistungsgewäh-
rung bereits eine große Herausforderung darstellt.

Begrüßt wird der Vorschlag, dass im Falle des Bürgergeldbezugs der Eltern auto-
matisch der maximale Zusatzbetrag gewährt wird und in diesen Fällen kein geson-
derter Antrag zu stellen ist. Zugleich ist aber auch zu regeln, wie die Leistungen des 
Bürgergeldes mit dem Bezug der Kindergrundsicherung koordiniert werden. Um 
die Bedarfsdeckung sicherzustellen, ist eine Parallelität der Bewilligungszeiträu-

27 Empfehlungen des Deutschen Vereins zur qualitativen Weiterentwicklung der rechtskreisübergreifenden 
Zusammenarbeit von SGB II, SGB III, SGB VIII und SGB IX (DV 31/20) vom 23. März 2022, www.deutscher-
verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2022/dv-31-20_unterstuetzung-uebergang-schule-
beruf.pdf (21. Juni 2023).
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me sinnvoll. Soweit der Anspruch auf den Zusatzbetrag an den Bürgergeldbezug 
der Eltern anknüpft, ist ebenfalls zu regeln, wie in Fällen der vorläufigen Leistungs-
bewilligung (§ 41a SGB II) und ggf. rückwirkendem Leistungswegfall und Erstat-
tung mit den Leistungen der Kindergrundsicherung verfahren wird. Erstattungs-
verfahren sollten vermieden werden, damit das Existenzminimum des Kindes zu 
jedem Zeitpunkt gesichert werden kann.

8. Ausgestaltung der Leistung

Um sowohl dem verfassungsrechtlich gebotenen Familienlasten- und -leistungs-
ausgleich als auch sozialpolitischen Verteilungserfordernissen gerecht zu werden, 
müssen die wirtschaftliche Situation des Kindes und der Familienkontext berück-
sichtigt werden. Bei der Ausgestaltung der Leistung muss nach Ansicht des Deut-
schen Vereins unter Berücksichtigung der favorisierten Anspruchsberechtigung 
des Kindes in jedem Fall sichergestellt werden, dass

 y die größte Unterstützung dort ankommen soll, wo die geringsten Einkommen 
erzielt werden,

 y ein höheres vorrangiges Nettoeinkommen auch zu einem höheren verfügbaren 
Gesamteinkommen führt,

 y in Fällen eines verbleibenden parallelen Leistungsbezugs Schnittstellen so ge-
staltet werden, dass das Existenzminimum für das Kind gewährleistet bleibt 
und Abbruchkanten vermieden werden, die wiederum negative Erwerbsanrei-
ze für die Eltern nach sich ziehen könnten,

 y Anrechnungsvorschriften und Transferströme transparent und möglichst ein-
fach gestaltet werden.

Aufgrund der existenzsichernden Funktion der Kindergrundsicherung sollte einer-
seits auf das aktuelle, sozialrechtliche Einkommen abgestellt werden. Anderer-
seits sollten vorläufige Entscheidungen mit nachträglichen Spitzabrechnungen 
und ggf. Rückforderungen möglichst vermieden werden. Da beide Anforderungen 
bei schwankenden Einkommen in einem Spannungsverhältnis stehen, spricht sich 
der Deutsche Verein dafür aus, dass im Regelfall auf das zuletzt abgerechnete/
beschiedene Einkommen als aktuelles, gegenwärtiges Einkommen abgestellt 
wird. So kann für viele Personengruppen, bei denen Daten zum Einkommen (in 
einem festzulegenden Turnus) automatisiert abgerufen werden können – z.B. ab-
hängig Beschäftigte oder Bezieher/innen von Arbeitslosengeld – auf Einkommen-
sprognosen und vorläufige Bescheide verzichtet werden. Unbenommen bleibt die 
Option, dass Leistungsberechtigte bereits eingetretene, aber noch nicht per Ab-
rechnung oder Bescheid dokumentierte oder aber konkret vorhersehbare Einkom-
menseinbußen geltend machen können.

Bei der Wahl des Abschmelztarifs sollte eine Schlechterstellung zum Status Quo 
vermieden werden. Insbesondere auch Familien, die bislang Wohngeld und Kin-
derzuschlag parallel bezogen haben, dürfen nicht schlechter gestellt werden. Die 
Schnittstelle zum Wohngeld wird auch weiterhin bei der Berücksichtigung der 
Gesamttransferentzugsrate bei parallelem Leistungsbezug zu beachten sein.
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Bei der Frage der Anrechnung von Kindeseinkommen (Unterhalt, UVG) muss be-
rücksichtigt werden, dass dieses ja auch im Wohngeldgesetz als Einkommen be-
rücksichtigt wird. Um eine doppelte Anrechnung zu verhindern, hatte das Starke-
Familien-Gesetz 2019 die Anrechnung beim Kinderzuschlag von 100 % auf 45 % 
reduziert. Um die Kindergrundsicherung auch für die Kinder Alleinerziehender 
zugänglich zu machen, muss eine doppelte Anrechnung verhindert werden.

Das Abschmelzen der Kindergrundsicherung muss mit anderen Sozialleistungen 
gut abgestimmt werden. Die Transferentzugsrate sollte zum einen so ausgestaltet 
sein, dass sich Erwerbsarbeit für die Eltern auch weiterhin möglichst lohnt. Dabei 
ist darauf hinzuweisen, dass eine (geringfügige) Einschränkung der Erwerbstätig-
keit durch die Eltern nicht zwingend negativ zu konnotieren ist. Vielmehr könnte 
Eltern hierdurch ermöglicht werden, mehr Zeit für Kinder und Familie aufzubrin-
gen, was bis dahin aufgrund des finanziellen Drucks nicht möglich war. Auch diese 
Zeit für Kinder bzw. Care-Arbeit ist wertvolle Zeit und gesellschaftlich sinnvoll, da 
sie der Überlastung von Eltern (derzeit insbesondere Müttern) und den damit ver-
bundenen gesellschaftlichen Folgekosten (Arbeitsunfähigkeit, Kosten im Gesund-
heitssystem usw.) entgegenwirkt.

Zum anderen sollte gleichzeitig vermieden werden, dass im Sinne der gleichbe-
rechtigten Aufteilung von Erwerbs- und Familienarbeit nicht vorrangig bei Müttern 
der Eindruck entsteht, dass sich Erwerbsarbeit für sie nicht lohnt, da dies zu Ar-
mutsrisiken insbesondere im Alter bzw. im Falle einer Trennung/Scheidung führen 
kann. Dies kann nicht durch die Kindergrundsicherung allein sichergestellt wer-
den. Die Ausgestaltung der Kindergrundsicherung sollte jedoch entsprechenden 
flankierenden Maßnahmen nicht im Weg stehen. Hinsichtlich der Situation Allein-
erziehender ist bei der Ausgestaltung der Kindergrundsicherung der Mehrbedarf 
für Alleinerziehende nach § 21 Abs. 3 SGB II mit zu berücksichtigen, da hierdurch 
für Alleinerziehende die Schwelle zur Überwindung des Grundsicherungsbezugs 
höher liegt. Hier sind Abbruchkanten zu vermeiden und sicherzustellen, dass sich 
auch für Alleinerziehende Arbeit in jedem Fall lohnt.

Festzuhalten bleibt schließlich, dass eine langsame Transferentzugsrate Erwerbs-
arbeit lohnenswert erscheinen lässt, gleichzeitig jedoch vermeintlich zu höheren 
Kosten führt. Aktuelle Studien weisen jedoch darauf hin, dass ein stärkerer Trans-
ferentzug zwar die direkten Kosten senkt, gleichzeitig jedoch durch die damit 
verbundene hohe Grenzbelastung Erwerbsarbeit weniger bzw. nicht mehr loh-
nenswert erscheint. Insoweit ist in einem stärkeren Transferentzug nicht per se ein 
bedeutsames Einsparpotenzial zu sehen.28

Die Inanspruchnahme der Kindergrundsicherung muss insgesamt aufenthalts-
rechtlich unschädlich sein. Die in der Kindergrundsicherung einzubeziehenden 
Leistungen des Kindergeldes und des Kinderzuschlags sind nach geltender 
Rechtslage im Unterschied zu existenzsichernden Leistungen gemäß § 2 Abs. 3 
Aufenthaltsgesetz (AufenthG) aufenthaltsrechtlich unschädlich, sodass die allge-
meine Erteilungsvoraussetzung für einen gültigen Aufenthaltstitel gemäß § 5 
Abs. 1 AufenthG, die die Sicherung des Lebensunterhalts ohne Inanspruchnahme 

28 Blömer, Maximilian: Wie wirkt das Teilhabegeld und was kostet es? Simulationsrechnung für ein Kinder-
grundsicherungsmodell, 2022, https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/
wie-wirkt-das-teilhabegeld-und-was-kostet-es (21. Juni 2023).

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/wie-wirkt-das-teilhabegeld-und-was-kostet-es
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/wie-wirkt-das-teilhabegeld-und-was-kostet-es
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von öffentlichen Mitteln (Sozialleistungen) vorsieht, auch bei der Inanspruchnah-
me dieser Leistungen erfüllt ist. Diese grundsätzliche ausländerrechtliche Un-
schädlichkeit der kinderbezogenen Leistungen muss auch bei einer Neukonzepti-
on dieser Leistungen erhalten bleiben.

Die Ausgestaltung der Kindergrundsicherung hat schließlich ggf. auch Auswirkun-
gen auf die Exportpflicht für Familienleistungen nach EU-Recht. Familienleistun-
gen in diesem Sinne erfassen nach aktueller Rechtlage einen staatlichen Beitrag 
zum Familienbudget, der die Kosten für den Unterhalt von Kindern verringern soll, 
während Leistungen der Sozialhilfe sich durch eine individuelle Prüfung des per-
sönlichen Bedarfs auszeichnen.29 Nach europarechtlichen Maßstäben richtet sich 
die Abgrenzung der Leistungen und damit die Exportierpflicht dabei im Wesentli-
chen nach den grundlegenden Merkmalen der Leistung, insbesondere ihrem 
Zweck und den Voraussetzungen ihrer Gewährung, nicht aber nach ihrer Rechts-
natur nach nationalem Recht. Eine Exportpflicht besteht dann nicht, wenn es sich 
um eine Leistung der sozialen Fürsorge handelt oder die Leistung als sog. beson-
dere beitragsunabhängige Geldleistung sowohl Merkmale der Sozialhilfe als auch 
Merkmale einer Familienleistung aufweist (vgl. zu den weiteren Voraussetzungen 
Art. 70 Verordnung [EG] Nr. 883/2004).

9. Abhängigkeit von Kindesalter und/oder Kinderzahl?

Der Deutsche Verein spricht sich dafür aus, dass sich die Entscheidung für eine 
Altersstaffelung sowohl dem Grunde nach als auch bezüglich ihrer konkreten Aus-
gestaltung auf aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse zu altersabhängigen Be-
darfen stützt. An diesen fehlt es nach wie vor. In diesem Zusammenhang ist auch 
darauf hinzuwirken, dass die Altersstufen in den verschiedenen Systemen einan-
der angeglichen werden, um unterschiedliche Altersstaffelungen, wie sie jetzt 
bspw. im Bereich des SGB II und des Unterhaltsrechts bestehen, zu vermeiden.

Bezüglich einer Differenzierung nach Kinderzahl ist der Deutsche Verein der Auf-
fassung, dass eine Kindergrundsicherung hier keine Unterscheidung vornehmen 
sollte. Anknüpfungspunkt der Leistung sind die Bedarfe des Kindes, die durch das 
Existenzminimum zu decken sind. Diese variieren grundsätzlich nicht danach, ob 
und wie viele Geschwisterkinder vorhanden sind. Ob und inwieweit die Kinderzahl 
auf Elternebene bzw. bei den Kosten der Absicherung des Existenzminimums Aus-
wirkungen hat,30 ist eine andere Frage und an anderer Stelle ggf. zu berücksichti-
gen.

10. Zuständige Behörde und Verfahren

Der Deutsche Verein weist darauf hin, dass sich die Bestimmung der Zuständigkeit 
nach der leistungsrechtlichen Ausgestaltung der Kindergrundsicherung richtet. 
Zuständigkeit und Vollzug müssen so festgelegt und organisiert werden, dass die 
mit der Kindergrundsicherung verfolgten Ziele bestmöglich erreicht werden. Auch 
29 Vgl. hierzu näher zuletzt BSG, Urteil vom 9. März 2022, B 7/14 KG 1/20 R, BSGE 133, 285 ff.
30 Hier kann es einerseits mögliche Einsparungen, andererseits höhere (Opportunitäts)Kosten (im Bereich 

Mobilität) geben.



Seite 23

an dieser Stelle werden im Folgenden mangels inhaltlicher Vorfestlegungen von 
Bundesebene zunächst grundsätzliche Anforderungen an die zuständige Behörde 
und damit auch an die Sicherstellung von Zugang und Erreichbarkeit formuliert.

Ein wesentliches Ziel der Kindergrundsicherung ist die Vereinfachung des Zu-
gangs für die Berechtigten sowie ein Abbau von Verwaltungsaufwand bei allen 
Akteuren. Dabei sollten den Kindern und Familien die ihnen zustehenden Leistun-
gen möglichst (wie) aus einer Hand erbracht werden.

Dabei sind auch die Leistungen, die neben der Kindergrundsicherung für die Fami-
lien weiterhin erbracht werden, in den Blick zu nehmen. Eine diesbezügliche Ent-
wicklung aus dem derzeitigen System monetärer Leistungen heraus, das sich 
durch eine Vielzahl verschiedener Leistungen und entsprechend vielfältiger Zu-
ständigkeiten auszeichnet, ist eine Herausforderung und hat vielfältige Auswir-
kungen. Ziel muss es sein, dass Kindern und Familien ein einfacher Zugang ge-
währt wird, wobei auch die Möglichkeit einer digitalen Beantragung und Bearbei-
tung sichergestellt sein muss, ohne dass analoge Antragsverfahren für Antragstel-
lende ohne entsprechende digitale Möglichkeiten ausgeschlossen werden. Bei der 
Ausgestaltung der Leistung und auch der organisatorischen Anbindung wird das 
besonders zu berücksichtigen sein.

Für die Kinder und Familien sind gut erreichbare, zentrale Anlaufstellen vor Ort 
wichtig. Hier muss eine Beratung mit der Möglichkeit persönlicher Kontakte – 
auch in Präsenz – sichergestellt werden, die ortskundig ist und auch auf weitere 
Unterstützungsangebote hinweist bzw. mit diesen verknüpft ist. Bezüglich ergän-
zender Leistungen müsste dies zumindest im Sinne einer Lotsenfunktion erfüllt 
werden. Sinnvoll ist es nach Ansicht des Deutschen Vereins, dass an solchen zent-
ralen Anlaufstellen alle Bedarfe angemeldet werden können, und dass die Kinder-
grundsicherung – zumindest im Verhältnis zwischen Leistungsberechtigten und 
Anlaufstelle („Front Office“) – als einheitliche Leistung mit nur einem Ansprech-
partner erscheint. Sofern im Hintergrund („Back Office“) Verwaltungsverfahren 
von verschiedenen Stellen bearbeitet werden sollen, ist dies für eine bürger-
freundliche Leistungsgewährung unschädlich.

Zu begrüßen wäre weiterhin, wenn sichergestellt wird, dass anlässlich der Geburt 
eines Kindes der Garantiebetrag automatisch gewährt werden kann. Beim bedürf-
tigkeitsabhängigen Zusatzbetrag gestaltet sich die Situation komplexer: Hier 
könnte jedoch unterstützt durch automatisierte Datenabrufe die Berechtigung 
möglichst einfach geprüft und mögliche Berechtigte aktiv auf einen entsprechen-
den Anspruch bzw. auf die Einreichung weiterer Angaben/Unterlagen hingewiesen 
werden (bspw. im Rahmen eines Kindergrundsicherungschecks). In jedem Fall 
setzt eine derartige Automatisierung der Leistungsgewährung aus datenschutz-
rechtlichen Gründen mindestens eine entsprechende Einwilligung in Datenabruf 
und -übermittlung voraus. Diese Anfrage zur Einwilligung könnte mit dem Be-
scheid zum Garantiebetrag an die Bürger/innen übermittelt werden. Idealerweise 
können diese dann mit wenigen Schritten und digital gestützt einer Prüfung zu-
stimmen, ohne weitere Daten eingeben zu müssen. Ziel muss es sein, auch künftig 
bestehende Schwellen aufgrund eines Antragserfordernisses deutlich zu senken.
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Das Projekt „Einfach Leistungen für Eltern (ELFE)“ hat wichtige Erkenntnisse gelie-
fert, wie das Once Only-Prinzip ermöglicht werden kann, d.h. dass relevante Daten 
und insbesondere Nachweise nur einmal eingegeben werden müssen bzw. auto-
matisiert abgerufen werden können. So ist ein automatisierter Einkommensabruf 
für Angestellte bei der Datenstelle der Rentenversicherung (DSRV) über die 
Schnittstelle rvBEA möglich und wird bereits erfolgreich in ELFE genutzt, und soll 
im nächsten operativen Schritt für alle Elterngeldstellen verfügbar gemacht wer-
den. Für die Massenverwaltung, z.B. von Elterngeld, aber auch einer Kindergrund-
sicherung, sind diese Erfahrungen wertvoll und für die Konzeptionierung mit Blick 
auf die Erfolgsfaktoren für die Umsetzung einzubeziehen.

Die Aufgaben der vorzusehenden Verwaltungsbehörde gehen folglich weit über 
eine Berechnung und Auszahlung von Geldleistungen hinaus. Zudem sind die 
Schnittstellen zu anderen Behörden gut zu gestalten. Dies wird sicher für jede Be-
hörde, die mit dem Vollzug der Kindergrundsicherung beauftragt wird, eine Her-
ausforderung darstellen.

Nicht nur aufgrund des digitalen Antragsverfahrens, sondern auch hinsichtlich der 
vorgesehenen Datenabrufe und Schnittstellen haben schließlich die IT-Verfahren 
eine hohe Bedeutung. Die (rechtliche) Ausgestaltung der Kindergrundsicherung 
muss darauf ausgerichtet werden, dass sie sich gut administrieren lässt und Ab-
läufe durch digitale Verfahren gesteuert werden können. Dies erfordert eine hin-
reichende Vorbereitung und damit verbunden einen entsprechenden zeitlichen 
Vorlauf. Der Zeitpunkt der Einführung der neuen Leistung ist damit auch von der 
Funktionsfähigkeit der technischen Verfahren bzw. elektronischen Datenverarbei-
tung abhängig.

11. Rechtsweg

Nach Ansicht des Deutschen Vereins ist die Einheitlichkeit des Rechtswegs hin-
sichtlich der Kindergrundsicherung nicht zuletzt aus Gründen der Transparenz, 
Einheitlichkeit und Einfachheit wichtig. Aus Sicht der Kinder und Familien ist ein 
niedrigschwelliger Zugang zu einem einheitlichen Rechtsweg sinnvoll und wich-
tig, wenn es der gerichtlichen Klärung von Rechtsfragen zu Garantie- und Zusatz-
betrag bedarf. Dies folgt dem Ziel der Bündelung von Leistungen in möglichst ei-
ner einheitlichen Leistung für alle Kinder. Es vermeidet zudem in höherem Maße 
widersprüchliche Rechtsprechung. Der Deutsche Verein spricht sich aufgrund der 
breiten Gerichtsstruktur der Sozialgerichte in der Fläche, des fehlenden Anwalts-
zwangs in erster und zweiter Instanz und der umfassenden Expertise zum The-
menfeld Existenzsicherung für eine Zuständigkeit der Sozialgerichtsbarkeit aus.
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